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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . 


Abgeordneter 

Löher 


(CDU/CSU) 


Welche Organisationen, Verbände und Vereini- 
gungen erhalten 1975 aus dem Titel ,, Öffentlich- 
keitsarbeit in Verteidigungsfragen“ (Titel 531 02) 
— aufgeschlüsselt nach konkreten Vorhaben und 
Höhe der Beträge — Zuwendungen oder Zuschüsse? 


Antwort des Staatssekretärs Bölling 
vom 14. Juli 1975 


Bis Ende Juni 1975 sind die in der Anlage aufgeführten Zuwendungen 
aus dem Titel 531 02 im Einzelplan 0403 für die angegebenen Zwecke 
bewilligt und zum Teil bereits ausgezahlt worden. Erfahrungsgemäß 
werden in der zweiten Jahreshälfte weitere Zuwendungsanträge an das 
Presse- und Informationsamt der Bundesregierung gerichtet, über die 
nach den zu Frage 2 genannten Kriterien von Fall zu Fall zu entschei- 
den ist. 

Im übrigen teile ich nachrichtlich mit, daß auch Zuwendungen bzw. 
Zuschüsse gewährt werden für Reisen und Seminare ausländischer 
Besuchergruppen (Stationierungsstreitkräfte, Politiker und Multi- 
plikatoren aus NATO-Ländern, Militärs) sowie für Informationsbesuche 
inländischer Gruppen bei der NATO. 


2. Abgeordneter Nach welchen Kriterien werden solche Mittel 

Löher bewilligt? 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Bölling 
vom 14. JuU 1975 


Die Bewilligung der Zuwendungen richtet sich nach den verfügbaren 
Mitteln und nach der Zweckbestimmung des Titels 531 02. Für Zuwen- 
dungen an wehrpolitische Organisationen und Verbände stehen im 
Haushaltsjahr 1975 laut Wirtschaftsplan zu Titel 531 02 240 000 DM 
zur Verfügung. Die aus diesen Mitteln bewilligten Zuwendungen, sehen 
je nach Zweckmäßigkeit eine volle oder teilweise Übernahme der 
Kosten vor, die bei Seminaren und sonstigen Veranstaltungen ent- 
stehen. 


Nach der Zweckbestimmung des Titels 531 02 ist es Aufgabe der 
Öffentlichkeitsarbeit in Verteidigungsfragen, das Verständnis für not- 
wendige verteidigungspolitische Maßnahmen im In- und Ausland zu 
erhöhen. Einzelmaßnahmen betreffen Zielgruppen im In- und Aus- 
land sowie die Angehörigen der Stationierungsstreitkräfte und deren 
Familien. Die notwendigen verteidigungspolitischen Maßnahmen 
ergeben sich aus den Schwerpunkten der Sicherheitspolitik der Bundes- 
regierung. Kriterium für die Bewilligung von Zuwendungen in dem 
dargelegten Rahmen ist somit zunächst die Bereitschaft des Zuwen- 
dungsempfängers, die von ihm beantragten Mittel im Sinne der haus- 
haltsrechtlichen Zweckbestimmung zu verwenden. Als weiteres Kri- 
terium gilt die Fähigkeit des Zuwendungsempfängers, zielgruppen- 
gerecht und sachkundig zu informieren. 


2 



Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3860 


(zu Frage 1 ) 
Stand: 23. Juni 1975 

Empfänger von Zuwendungen für Öffentlichkeitsarbeit 
in Verteidigungsfragen, Kap. 04 03 Tit. 531 02 

Titel Zuwendungsempfänger 1975 


1 . 


2 . 


3. 

4. 


5. 


6 . 


7. 


8 . 

9. 

10 . 


11 . 


12 . 


13. 


531 02 

531 02 

531 02 

531 02 

531 02 

531 02 

531 02 

531 02 

531 02 

531 02 

531 02 

531 02 

531 02 


Arbeitskreis für Landesverteidigung e. V. 7 600 DM 
Bonn 

— 1 Multiplikatoren-Seminar 

— 1 Vortrag 

Bürgerforum Bayreuth e, V. 11 600 DM 

Bayreuth 

— 4 Seminare mit Angehörigen verschie- 

dener Berufe aus Südostdeutschland/ 

Fichtelgebirge 

Bundesvereinigung sicherheitspolitischer 
Hochschulgruppen 6 400 DM 

— 8 Vorträge in Universitäten 

Deutscher Bundeswehr-Verband e. V. 600 DM 

Bonn 

— 1 Vortrag von Mitgliedern und Gästen 

auf Ortsebene 


Deutscher Soldatenbund Kyffhäuser e. V. 8 500 DM 
Wiesbaden 

— 1 Seminar und 1 5 Vorträge mit Mit- 

gliedern und Gästen auf Ortsebene 

Europäische Bildungs- und Aktionsgemein- 1 2 600 DM 
Schaft e. V. 

Bonn 

— 80 Vorträge vor Vereinen, Betriebs- 

gruppen, Ausbildungsstätten, Poli- 
zeiangehörigen etc. 

Europäische Akademie Otzenhausen e. V. 4 600 DM 
Otzenhausen/Saarbrücken 

— 25 Vorträge vor Jugendlichen und 

Angehörigen verschiedener Berufe 

Friedrich-Naumann-Stiftung 5 300 DM 

Bonn 

— 1 Multiplikatoren-Seminar 

Friedrich-Ebert-Stiftung 14 200 DM 

Bonn 

— 1 Schulbuchanalyse 

Gesellschaft für Politik und Wirtschaft 6 000 DM 

e. V. (Haus Rissen) 

Hamburg 

— 1 Seminar für US-Stabsoffiziere 


Institut für Auslandsbeziehungen 8 000 DM 

Stuttgart 

— 4 Seminare für Lehrer an Schulen 
der kanadischen Streitkräfte 


Norddeutsche Arbeitsgemeinschaft für 3 000 DM 

Wehr-, Wirtschafts- und Sozialpolitik e. V. 

Ratzeburg 

— 2 Seminare und 40 Filmvorführungen 

mit Diskussionen auf Ortsebene 

Deutscher Zentralverband Kolpingwerk 1 3 300 DM 
Köln 

— 2 Seminare und 50 Vorträge vor 

Mitgliedern in Bayern und NRW 
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Titel Zuwendungsempfänger 


1975 


14. 531 02 Studienzentrum für Ost-West-Probleme 3 300 DM 

e. V. 

München 

— 1 Fachleute-Seminar 

15. 531 02 Verband Deutscher Soldaten e. V. 400 DM 

Bonn 

— 1 Vortrag mit Mitgliedern und Gästen 

auf Ortsebene 


16. 531 02 Verein für Jugendpflege und Volksbildung 12 300 DM 

e. V. 

Bayreuth 

— 4 Seminare mit Angehörigen verschie- 

dener Berufe aus dem Gebiet um 
Coburg 

17. 531 02 Verlag Europäische Wehrkunde GmbH 52 000 DM 

München 

— „Internationale Europäische Wehr- 
kunde-Begegnung“ mit in- und aus- 
ländischen Parlamentariern, Regie- 
rungsvertretern, Militärs und 
Journalisten 


18. 531 02 Deutsche Arbeitsgruppe Volk und Ver- 10 700 DM 

teidigung 
Hamburg/Kiel 

— Kontaktpflege zu europäischen Ver- 
teidigungsorganisationen . Aktivitäten 
werden ab 1976 aus Gründen der 
Straffung und Rationalisierung von 
Gesellschaft für Wehrkunde 
(eigener Titel) übernommen 


180 400 DM 


3. Abgeordneter 
Hösl 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der „Welt“ vom 18. Juni 1975 
zu, die Ständige Vertretung der Bundesrepublik 
Deutschland in Ost-Berlin habe am 17. Juni 1975 
ihr Dienstgebäude in Absprache mit dem Bundes- 
kanzleramt nicht beflaggt, und wie rechtfertigt die 
Bundesregierung diesen Verzicht auf die Darstellung 
des politischen Selbstverständnisses der Bundes- 
republik Deutschland? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schüler 
vom 2. Juli 1975 


Die von Ihnen zitierte Zeitungsmeldung, die Ständige Vertretung der 
Bundesrepublik Deutschland habe am 17. Juni 1975 ihr Dienstge- 
bäude in Ost-Berlin nicht beflaggt, trifft zu. Dies beruht auf einer 
Entscheidung des Bundeskanzleramts. 

Bei der Entscheidung darüber, an welchen Tagen die Gebäude der 
Vertretungen der Bundesrepublik Deutschland in anderen Staaten 
beflaggt werden, müssen immer auch die Örtlichen Verhältnisse be- 
rücksichtigt werden. Für die Entscheidung des Bundeskanzleramts, 
daß am Dienstgebäude der Ständigen Vertretung der Bundesrepublik 
Deutschland am 17. Juni 1975 keine Flagge gehißt wurde, war die 
Überlegung ausschlaggebend, daß die Arbeitsmöglichkeiten der Stän- 
digen Vertretung nicht der Gefahr von Einschränkungen ausgesetzt 
werden sollten. Diese Gefahr war in Ost-Berlin zweifellos größer als 
an irgend einem anderen Platz in der Welt, 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


4, Abgeordneter 

Dr. Schwencke 

(Nienburg) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Ausreise- 
verweigerung durch die Regierung der Republik 
Südafrika für Dr. C. F. Beyers-Naud6, den Leiter 
des Christlichen Instituts in Braamfontein, Süd- 
afrika, der eingeladen war, am 16. Deutschen 
Kirchentag in Frankfurt/Main zu sprechen, und 
welche Chance sieht die Bundesregierung, dem 
Anti-Apartheid-Kämpfer Beyers-Naud6 gegebenen- 
falls durch diplomatische Interventionen die An- 
nahme von weiteren Vortragseinladungen in der 
Bundesrepublik Deutschland zu ermöglichen? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 24. Juni 1975 

Der Bundesregierung sind die Bestrebungen des Christlichen Instituts 
unter der Leitung von Dr. Beyers-Naud6 um eine gewaltlose Regelung 
der Rassenbeziehungen in Südafrika bekannt. Sie hat diese Bemü- 
hungen auch in der Vergangenheit verfolgt. Dabei war erkennbar 
geworden, daß die Auffassung des Instituts von der Unversöhnbar- 
keit von Gottes Wort mit der südafrikanischen Politik der „Getrennten 
Entwicklung“ diese Politik in Frage stellen würde. 

Die Regierung von Südafrika hat am 30. Mai d. J. bekanntgegeben, 
daß das 1963 gegründete Christliche Institut zu einer „betroffenen 
Organisation“ erklärt werde. Nach dem südafrikanischen Gesetz über 
,, betroffene Organisationen“ ist es diesen insbesondere verboten, 
ausländische Unterstützung anzunehmen. 

Die erwähnte Erklärung vorn 30. Mai geht auf eme Empfehlung eines 
südafrikanischen parlamentarischen Untersuchungsausschusses zurück. 
Der Ausschuß war zu der Überzeugung gelangt, daß gewisse Tätigkeiten 
des Instituts eine Gefahr für den südafrikanischen Staat darstellten. 
Dr. Beyers-Naud6 hat sich gegen diese Vorwürfe gewandt. Das Institut 
formuliere seine Grundsätze in Übereinstimmung mit der christlichen 
Lehre und habe den gewaltsamen Sturz der Regierung niemals unter- 
stützt. 

In Anbetracht der geschilderten Haltung der südafrikanischen Regierung 
sieht die Bundesregierung keine Möglichkeit, durch diplomatische 
Interventionen Dr. Beyers-Naud6, der südafrikanischer Staatsange- 
höriger ist, die Ausreise nach Europa zu ermöglichen. 


5. Abgeordneter Treffen Behauptungen zu, daß das von der Bundes- 
Kern regierung beabsichtigte Abkommen mit Brasilien 

(SPD) über die friedliche Nutzung der Kernenergie mit 

der Politik, die dem Atomwaffensperrvertrag 
zugrundeliegt, nicht vereinbar ist? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Gehlhoff 
vom 25. Juni 1975 

Behauptungen dieser Art sind irreführend. Die Bundesregierung hat 
die ihr nach dem NV- Vertrag obliegenden Verpflichtungen in den 
Verhandlungen mit Brasilien und im Abkommen selbst, das am 27. Juni 
vom deutschen und vom brasilianischen Außenminister unterzeichnet 
wird, strikt eingehalten. Die Bundesregierung ist sogar in einigen we- 
sentlichen Punkten über diese Verpflichtungen hinausgegangen und hat 
dadurch glaubwürdig und wirksam ihre Nicht-Verbreitungspolitik 
fortgeführt. 

Die Bundesregierung hat ebenso internationalen Überlegungen Rech- 
nung getragen, die weltweite Nonproliferationspolitik weiter zu ent- 
wickeln. 
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Hierzu enthält das Abkommen im einzelnen 

— ein allgemeines Bekenntnis zur Nichtverbreitung von Kernwaffen, 

— die Verpflichtung, sämtliche im Rahmen der Zusammenarbeit 
gelieferten nuklearen Ausrüstungen, Einrichtungen und Materialien 
sowie das technologische know-how lAEO-Sicherungsmaßnahmen 
zu unterstellen. 

— die Verpflichtung, alle im Rahmen der Zusammenarbeit gelieferten 
nuklearen Ausrüstungen, Einrichtungen und Materialien sowie die 
einschlägigen technologischen Informationen zur Herstellung weder 
von Kernwaffen noch von sonstigen Kernsprengkörpern zu ver- 
wenden, 

— die Verpflichtung, die im Rahmen der Zusammenarbeit gelieferten 
Ausrüstungen, Einrichtungen und Materialien sowie die einschlägigen 
technologischen Informationen nur dann wieder auszuführen, wenn 
der Empfänger ebenfalls ein Abkommen über Sicherungsmaßnahmen 
mit der lAEO geschlossen hat, 

— zusätzlich dazu die Verpflichtung, die Wiederausfuhr sogenannter 
sensitiver Ausrüstungen, Einrichtungen und Materialien sowie der 
einschlägigen technologischen Informationen nur dann vorzu- 
nehmen, wenn der Lieferstaat dem zustimmt, 

— die Verpflichtung, die vereinbarten Sicherungsmaßnahmen unbe- 
fristet auch über die Dauer des Abkommens hinaus (das sowieso 
erst nach 15 Jahren kündbar wird) anzuwenden, 

— eine Vorschrift über den Schutz von Anlagen und Material z. B. 
gegen Einwirkungen Dritter, die sogenannten physical protection. 

“ Zudem wurde vereinbart, daß die Bundesregierung sich als dritter 
Partner an den Verhandlungen und am Abkommen Brasiliens mit 
der lAEO über Sicherungskontrollmaßnahmen beteiligen kann. 

Das brasilianische Bekenntnis zur Nichtverbreitung von Kernwaffen, 
die zusätzliche Unterwerfung der einschlägigen technologischen In- 
formationen unter Sicherungsmaßnahmen, die Beschränkungen beim 
Re-Export, die Vorschriften über physical protection und der Abschluß 
dreiseitiger Kontrollabkommen reichen über die bisherige Handhabung 
des NV-Vertrags hinaus und geben damit Impulse zur Weiterentwick- 
lung des lAEO-Safeguards-Systems gegenüber Nichtvertragsparteien. 
Die Bundesregierung hat auf diese umfassenden Sicherungsmaßnahmen 
entscheidenden Wert gelegt, weil die deutsch-brasilianische Zusammen- 
arbeit in diesem Umfang eine Novität darstellt. Insbesondere ermöglicht 
das dreiseitige Kontrollabkommen der Bundesregierung, auf die effek- 
tiv durchzuführenden Sicherungsmaßnahmen in Brasilien schon bei der 
Aushandlung dieses Abkommens maßgeblichen Einfluß zu nehmen. 

In der praktischen Durchführung der Zusammenarbeit wird die deut- 
sche exportierende Kernindustrie, nicht nur unserer eigenen umfang- 
reichen und lückenlosen Atomgesetzgebung unterworfen, sondern 
auch den internationalen Kontrollverpflichtungen aus dem Euratom- 
vertrag und zusätzlich denen aus dem Verifikationsabkommen mit 
der lAEO. Sie wird Genehmigungen nach dem Außenwirtschaftsgesetz 
sowohl für die Ausfuhr nuklearer Materialien und Ausrüstungen wie für 
den Transfer technologischer Informationen nach Brasilien nur dann 
erlangen können, wenn sichergestellt ist, daß für derartige Exporte 
die genannten Sicherungskontrollmaßnahmen der lAEO mit Brasilien 
vereinbart sind. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß dieses Abkommen den 
Zielen einer wirkungsvollen Nichtverbreitungspolitik wie auch den 
Erfordernissen einer weltweiten Zusammenarbeit auf dem Gebiete 
der friedlichen Nutzung der Kernenergie voll Rechnung trägt. Die 
Verknappungen und Engpässe im traditionellen Energiebereich haben 
zu einer ständig wachsenden Nachfrage nach Kernenergie geführt. 
Dies ist eine irreversible Entwicklung. Wissenschaft und Technologie 
haben darüber hinaus die Voraussetzungen geschaffen, die Kernenergie 
industriell zu nutzen. Die Frage der Teilnahme von zunehmend industri- 
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alisierten Ländern wie z. B. Brasilien an diesem Prozeß ist nicht eine 
solche des ,,ob‘\ sondern ausschließlich des „wann“. Der Drang dieser 
Länder, aus wirtschaftlichen und sozialen Gründen an diesem Prozeß 
zu partizipieren ist nicht aufhaltbar. Die Bundesregierung ist daher der 
Auffassung, daß es im Interesse einer wirksamen und langfristigen 
Nichtverbreitungspolitik liegt, zunehmend industrialisierte Länder wie 
Brasilien in die internationale Zusammenarbeit und das internationale 
Kontrollsystem zu integrieren. 


6. Abgeordneter Hat die Bundesregierung ihre Verbündeten, insbe- 
Kern sondere die Vereinigten Staaten von Amerika, 

(SPD) rechtzeitig und umfassend konsultiert und mit 

welchem Ergebnis? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Gehlhoff 
vom 25, Juni 1975 

Ja! Die Bundesregierung hat nicht nur die Regierung der Vereinigten 
Staaten rechtzeitig und umfassend, sondern auch die anderer Verbünde- 
ter konsultiert. 

Die Konsultationen mit den Vereinigten Staaten fanden seit Februar 
1975 vorwiegend in Bonn und in Washington statt. Im April führte die 
Bundesregierung ganztägige Gespräche mit einer amerikanischen Regie- 
rungsdelegation in Bonn. Weitere deutsch-amerikanische Kontakte 
ergaben sich im Rahmen von multilateralen Veranstaltungen, z. B. 
anläßlich der Überprüfungskonferenz des NV-Vertrages in Genf im 
Mai 1975. Ähnliche Konsultationen hat die Bundesregierung mit 
anderen befreundeten Staaten sowohl in Bonn wie in anderen euro- 
päischen Hauptstädten durchgeführt. Sie hat das Abkommen ferner 
gemäß Artikel 103 Euroatom-Vertrag der EG-Kommission zur Prüfung 
vorgelegt. 

Die Bundesregierung hat in ihren Gesprächen mit der amerikanischen 
Regierung den Eindruck gewonnen, daß ihre sachlichen Argumente 
verstanden worden sind. Die amerikanische Regierung hat ihre Zu- 
friedenheit über den zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
Brasilien vereinbarten Umfang der Sicherungskontrollmaßnahmen er- 
klärt. Insbesondere hat sie ihre Genugtuung über die Beteiligung der 
Bundesrepublik Deutschland an dem zwischen Brasilien und der lAEO 
zu schließenden Kontrollabkommen zum Ausdruck gebracht. 

Seitens der EG-Kommission wurden keine Bedenken gegen das Ab- 
kommen erhoben. 


7. Abgeordneter Welche besondere wirtschaftliche und technolo- 
Kern gische Tragweite hat das Abkommen mit Brasilien 

(SPD) nach Auffassung der Bundesregierung? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Gehlhoff 
vom 25, Juni 1975 

Die Bundesrepublik Deutschland unterhält mit Brasilien langjährige 
gute politische und wirtschaftliche Beziehungen. Brasilien ist mit 
über 100 Millionen Einwohnern das größte Land Südamerikas und 
eines der größten der Welt. Der wirtschaftliche Aufschwung Brasi- 
liens läßt ahnen, daß Brasilien in wenigen Jahren eine moderne In- 
dustriemacht sein kann. 

Die deutsch-brasilianischen Beziehungen werden durch dieses Ab- 
kommen weiter vertieft und verstärkt werden. Die Bundesregierung 
erwartet sich davon positive Auswirkungen und Impulse, die über den 
Rahmen der Zusammenarbeit bei der friedlichen Nutzung der Kern- 
energie hinausreichen und neue Markierungen für eine Verbesserung 
der beiderseitigen wirtschaftlichen Beziehungen setzen. 
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Die deutsch-brasilianische Zusammenarbeit könnte als Modell für die 
internationale Kooperation zwischen Industriestaaten und Staaten, 
die sich an der Schwelle zur industriellen Entwicklung befinden, dienen. 

Brasilien ist nöch kein Industrieland. Es braucht zum Aufbau und Aus- 
bau seiner Wirtschaft große Energiequellen. Die vorhandenen Ressour- 
cen - Wasser und Erdöl - reichen dazu nicht aus. Brasilien ist daher 
auf die Nutzung der Kernenergie angewiesen. 

Darüberhinaus wird der gemeinsame schrittweise Aufbau der Kern- 
industrie einen stimulierenden Einfluß und sekundäre Wirkungen auf 
nahezu alle anderen Industriezweige ausüben. Der brasilianischen Re- 
gierung ist in diesem Zusammenhang insbesondere am Aufbau einer 
eigenen und unabhängigen Schwerkomponentenindustrie gelegen, 
um so von den bisher notwendigen und teuren Importen auf diesem 
Gebiet unabhängiger zu werden. 

Auch für die deutsche Kernindustrie ist die Zusammenarbeit mit 
Brasilien von großer Bedeutung. Die für die Bundesrepublik Deutsch- 
land wirtschaftlich interessanten Punkte des Zusammenarbeitspro- 
gramms sind die Lieferung von Natururan von Brasilien in die Bundes- 
republik Deutschland und umgekehrt die Lieferung von bis zu acht 
Kernkraftwerken, die Erstellung einer Brennelementenfabrik, die Zu- 
sammenarbeit bei der Urananreicherung auf der Basis des in Karls- 
ruhe entwickelten Trenndüsen Verfahrens und die Errichtung einer 
Pilotanlage für die Wiederaufarbeitung bestrahlter Brennstoffe. 

Das mögliche Auftragsvolumen der beabsichtigten Zusammenarbeit 
erstreckt sich auf einen Zeitraum von 15 Jahren und beläuft sich auf 
etwa 10 Milliarden DM. Der deutschen Kernindustrie füllt es auf Grund 
der internationalen Konkurrenz schwer, auf ausländischen Märkten 
Fuß zu fassen. Außerdem sind die Bundesregierung und die deutsche 
Industrie angesichts der sich Anfang der 80er Jahre abzeichnenden 
Verknappung von Natururan und der Möglichkeit entsprechender 
internationaler Natururankartelle an der Erschließung einer zusätz- 
lichen Versorgungsquelle interessiert. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß das Abkommen mit 
Brasilien konkrete Möglichkeiten für eine politisch realistische, tech- 
nologisch fortschrittliche und wirtschaftlich gesunde Zusammen- 
arbeit zwischen einem Industrieland und einem an der Schwelle der 
Industriealisierung stehenden Land aufgezeigt hat. 


8. Abgeordneter 
Dr. Arnold 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, .sich aus humani- 
tären Gründen nachdrücklich für die Freilassung 
der in der Fe.stung ,,Gaeta“ in Italien festgehalte- 
nen Offiziere der ehemaligen Deutschen Wehr- 
macht, Oberstleutnant Herbert Kappler und Major 
Walter Reder, einzusetzen? 


9. Abgeordneter Welche konkreten Schritte wird die Bundesregie- 
Dr. Arnold rung gegebenenfalls unmittelbar unternehmen, um 

(CDU/CSU) dreißig Jahre nach Beendigung des Zweiten Welt- 

krieges die Freilassung jetzt zq. erreichen? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 8. Juli 1975 

Zum Fall des deutschen Kriegsverurteilten Herbert Kappler habe ich 
mich auf Grund einer Frage des Herrn Kollegen Dr. Kliesing in der 
162. Sitzung des Deutschen Bundestages am 10. April 1975 ausführ- 
lich geäußert. Ich gestatte mir, auf die Sitzungsniederschrift (Steno- 
graphischer Bericht Seiten 1 1 376/1 1 377) Bezug zu nehmen. Die Bun- 
desregierung hat sich in der Zwischenzeit um eine Lösung bemüht und 
müht und will sich auch weiterhin für Herrn Kappler einsetzen. 

Der Kriegsverurteilte Walter Reder ist österreichischer Staatsange- 
höriger. Die Bundesregierung kann daher nicht für ihn tätig werden. 
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10. Abgeordneter Wie beantwortet die Bundesregierung nunmehr den 
Dr. Fuchs zweiten Teil meiner Anfrage betreffend das Auf- 

(CDU/CSU) treten des Symphonie-Orchesters des Polnischen 

Rundfunks und Fernsehens Kattowitz in Berlin 
(West) (Drucksache 7/3447), nachdem sie inzwi- 
schen eingeräumt hat, daß der erste Teil nicht 
— wie geschehen — mit Nein, sondern mit Ja beant- 
wortet werden muß? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 8. Juli 1975 

Die Haltung der Bundesregierung zur Frage der Einbeziehung Berlins 
in Kulturabkommen ist bekannt: Kulturabkommen werden nur ab- 
geschlossen, wenn die Einbeziehung Berlins gewährleistet ist. Die 
diesbezüglichen Verhandlungen mit der Sowjetunion haben dies deut- 
lich zum Ausdruck gebracht. 

Dies schließt nicht zwingend aus, daß in besonderen Fällen die Mög- 
lichkeit erhalten bleiben soll, durch das Gastspiel eines hervorragen- 
den Orchesters oder Dirigenten einen wichtigen Beitrag zum Musik- 
leben Berlins zu leisten und dadurch die Bedeutung dieses kulturellen 
Zentrums zu unterstreichen, auch wenn diese möglicherweise vorher 
(notabene ohne Penderecki) in Ost-Berlin gastiert haben. 


11 . 


Abgeordneter 

Braun 


(CDU/CSU) 


Welches waren die Gründe, Ministern oder Vize- 
ministern der Republik China Einreise- oder Durch- 
reisevisen seitens der Bundesrepublik Deutschland 
zu verweigern? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 9. Juli 1975 

Bei der Entscheidung über die Erteilung von Sichtvermerken für Mi- 
nister, stellvertretende Minister und andere hochrangige Personen 
aus Taiwan ist zu berücksichtigen, daß die Bundesrepublik Deutsch- 
land seit 1972 mit der Volksrepublik China diplomatische Beziehungen 
unterhält, während sie Taiwan nicht anerkennt. Hieraus und aus der 
besonderen Lage der Bundesrepublik Deutschland ergeben sich ge- 
wisse politische Folgerungen, die nicht ohne Einfluß auf die Praxis 
der Sichtvermerkserteilung bleiben können. 

Entscheidungen über die Erteilung von Sichtvermerken müssen des- 
halb jeweils im Einzelfall unter Abwägung der wirtschaftlichen und 
politischen Zusammenhänge der geplanten Reise getroffen werden. 
Auch die Art und Weise der Antragstellung spielt hierbei eine Rolle. 

Dies gilt insbesondere für die Erteilung von Einreisesichtvermerken 
(Aufenthaltserlaubnis in der Form des Sichtvermerks). Gegen die 
Erteilung von Durchreisesichtvermerken bestehen in der Regel keine 
Bedenken. Ein Durchreisesichtvermerk kann allerdings nicht erteilt 
werden, wenn aus den eigenen Angaben des Antragstellers hervorgeht, 
daß er nicht nur eine Durchreise durch die Bundesrepublik Deutsch- 
land beabsichtigt, sondern sich hier zu Besuchen oder Besprechungen 
aufhalten will. Hierfür ist nach unseren ausländerrechtlichen Bestim- 
mungen eine Aufenthaltserlaubnis in der Form des Sichtvermerks 
erforderlich. 


12. Abgeordneter 
Braun 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß z. B. Belgien, die Niederlande, 
Luxemburg, die Schweiz, Dänemark, Italien und 
Griechenland die Durchreisevisen ohne weiteres 
für Minister und Vizeminister der Republik China 
erteilen, und wird die Bundesregierung in gleicher 
Weise wie die übrigen europäischen Länder in 
Zukunft verfahren? 
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Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 9. Juli 1975 

Der Bundesregierung ist im einzelnen nicht bekannt, ob und unter 
welchen Voraussetzungen die von Ihnen genannten Staaten Durch- 
reisesichtvermerke für Minister und Vizeminister aus Taiwan erteilen. 
Der Erteilung deutscher Durchreisesichtvermerke für Angehörige des 
von Ihnen erwähnten Personenkreises steht grundsätzlich nichts im 
Wege, wenn entsprechende Anträge gestellt werden und die allge- 
meinen ausländerrechtlichen Voraussetzungen für die Erteilung eines 
Durchreisesichtvermerks, insbesondere auch hinsichtlich des Reise- 
zwecks erfüllt sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


13. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für angebracht, bei 
Flämig Betrieben, die nach dem Bundes-Immissionsschutz- 

(SPD) gesetz die Auflage erhalten haben, schädliche oder 

belästigende Immissionen durch emissionsmildernde 
Einrichtungen zu verhindern, diese Einrichtungen so 
vorzuschreiben, daß eine automatische Funktion, 
z. B. mittels eines plombierten Betriebsstanden- 
zählers, gewährleistet wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 3. Juli 1975 

Die Bundesregierung hält es für erforderlich, daß insbesondere die 
nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz genehmigungsbedürftigen 
Anlagen hinsichtlich ihrer Emissionen überwacht werden. Deshalb 
ist in Nr. 2.8.4. TA Luft 1974 vorgesehen, daß die Einhaltung von 
Emissionsgrenzwerten, insbesondere zur Feststellung der Wirksamkeit 
von Abgasreinigungsanlagen (Entstauber, Gaswäscher, Nachverbren- 
nungsanlagen usw.) sowie zur Feststellung von rohstoff- oder verfah- 
rensbedingten Emissionen durch laufende oder laufend aufzeichnende 
Messungen der Emissionen überwacht wird. Soweit geeignete Geräte 
hierfür nicht zur Verfügung stehen, kann es angebracht sein, die auto- 
matische Funktion der emissionsmindernden Einrichtung mittels eines 
plombierten Betriebsstundenzählers oder bei Verwendung absorbieren- 
der Flüssigkeiten oder Feststoffe diese mittels entsprechender Meß- 
geräte zu überwachen. Diese Meßsysteme werden bereits heute in der 
Praxis angewandt. Die Entwicklung laufend aufzeichnender Meß- 
geräte ist ein Schwerpunkt im Umweltforschungsprogramm. 


14. Abgeordneter 

Flämig 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung unter Bezug auf 
das Bundes-Immissionsschutzgesetz, Vorschriften 
mit dem Ziel zu erlassen, daß Dämpfe während des 
Transports von flüssigem Teer nicht in die Umwelt 
entweichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 9. Juli 1975 

Da der bei der Steinkohlenverarbeitung anfallende flüssige Teer in 
geschlossenen Tankwagen transportiert wird und dabei keine Emissio- 
nen auftreten, nehme ich an, daß sich Ihre Frage auf die Emission 
von Bitumendämpfen bezieht. Bitumen entsteht als Rückstandspro- 
dukt bei der Erdölaufbereitung. Es wird hauptsächlich zur Herstellung 
von bituminösem Mischgut für den Straßenbau (Asphalt) als Binde- 
mittel für die Mineralstoffe eingesetzt. 
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Bitumendämpfe können beim Transport entstehen, wenn Gußasphalt 
mit Lastkraftwagen von der Asphalt-Mischanlage zur Straßenbau- 
stelle gefahren wird. Als Emissionsquelle kommt vor allem die Ein- 
füllöffnung des Transportbehälters in Betracht. Sie ist zwar im Regel- 
fall während des Transports durch einen Deckel verschlossen, insbe- 
sondere um ein Verschütten des flüssigen Mischgutes zu vermeiden. 
Dämpfe entweichen aber vor allem dann, wenn die Befüllungsöffnung 
etwa aus Bequemlichkeit nicht verschlossen und die Temperatur des 
Mischgutes während der Fahrt mittels Unterfeuerung erhöht wird, 
um die Gießbarkeit des Mischgutes zu verbessern. 

In der in meinem Auftrag vom Verein Deutscher Ingenieure (VDl) 
erarbeiteten Richtlinie 2283, zu der im Dezember 1974 ein neuer 
Entwurf vorgelegt wurde, werden Maßnahmen zur Vermeidung von 
Emissionen beim Betrieb von Asphalt-Mischanlagen beschrieben. 
Ich habe den VDI gebeten, in diese Richtlinie auch Anforderungen 
aufzunehmen, nach denen die Behälter für den Transport von Guß- 
asphalt während der Fahrt geschlossen gehalten werden müssen und 
die Temperatur des Mischgutes nicht über das unbedingt notwendige 
Maß gesteigert werden darf. 

Weitergehende Vorschriften halte ich nicht für geboten. 


15. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß 
der einem Berechtigten im Bundesgebiet zuerkannte 
Anspruch auf Gewährung von Ausgleichsleistungen 
für Vertreibungsschäden nach dem Lastenausgleichs- 
gesetz auf Grund der geltenden Ruhensvorschriften 
dieses Gesetzes an Erben des Berechtigten, die ihren 
Wohnsitz im Vertreibungsgebiet haben, nicht er- 
füllt werden kann, v,^ährend andere öffentlich- 
rechtliche Ansprüche, beispielsweise solche auf 
Hinterbliebenenbezüge nach dem Bundesbeamten- 
gesetz, im Wege des Transfers an in diesen Gebieten 
lebende Berechtigte oder durch Überweisung auf 
ein Sperrkonto bei einem Geldinstitut in der Bun- 
desrepublik Deutschland oder in West-Berlin erfüllt 
werden, und welche Möglichkeiten sieht die Bundes- 
regierung, diese unterschiedliche Behandlung öffent- 
lich-rechtlicher Ansprüche unter dem Gesichtspunkt 
der verfassungsmäßig begründeten Fürsorge- und 
Obhutspflicht der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber den noch in den Aussiedlungsgebieten 
lebenden Deutschen zu beseitigen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 9. Juli 1975 

Die Frage bezieht sich auf die Vorschrift des § 334 a des Lastenaus- 
gleichsgesetzes (LAG), wonach das Verfahren ruht, solange der Ge- 
schädigte, sein Erbe oder weiterer Erbe seinen ständigen Aufenthalt 
in einem Aussiedlungsgebiet hat. 

Das Ruhen des Verfahrens bedeutet, daß das eingeleitete Verfahren 
in seinem jeweiligen Stadium zum Stillstand kommt, also z. B. nach 
vorangegangener Teilfeststellung kein Gesamtfeststellungsbescheid 
ergeht, nach Feststellung des Schadens keine Zuerkennung von Haupt- 
entschädigung und nach Zuerkennung keine Erfüllung erfolgt. Nach 
Beendigung des Ruhenszeitraums, also wenn der Berechtigte später 
in die Bundesrepublik Deutschland oder nach Berlin (West) oder in 
ein anderes Land der westlichen Welt übersiedelt, kann das Verfahren 
seinen Fortgang nehmen, da der Anspruch erhalten bleibt. 

Die Ruhensvorschrift wurde durch das 20. Änderungsgesetz zum 
Lastenausgleichsgesetz vom 15. Juli 1968 in das Lastenausgleichs- 
gesetz eingefügt. Sie geht zurück auf eine vergleichbare Regelung 
in § 40 des Beweissicherungs- und Feststellungsgesetzes (BFG) vom 
22. Mai 1965. 
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Die Übernahme dieser Vorschrift in das LAG war von der damaligen 
Bundesregierung in dem Entwurf eines Reparationsschädengesetzes 
vorgeschlagen worden. Da die Verabschiedung des Reparationsschäden- 
gesetzes sich verzögert hatte und diese Frage nach Auffassung des 
Bundestagsausschusses für Kriegs- und Verfolgungsschäden dringend 
einer Regelung bedurfte, wurde diese Regelung auf Vorschlag des 
Ausschusses in das 20. Änderungsgesetz LAG übernommen. 

Für die Einführung einer Vorschrift über das Ruhen des Verfahrens 
bei ständigem Aufenthalt des Berechtigten in einem Aussiedlungs- 
gebiet war neben den tatsächlich bestehenden verwaltungsmäßigen 
und devisenrechtlichen Schwierigkeiten einer Überweisung in solche 
Gebiete nicht zuletzt die grundsätzliche Überlegung maßgebend, daß 
es politisch nicht unproblematisch ist, Entschädigungszahlungen in 
solche Länder zu leisten, in denen noch heute Deutsche bei ihrer 
Aussiedlung den Verlust ihres Vermögens hinnehmen müssen. Es 
kann auch nicht ausgeschlossen werden, daß solches Vermögen erst 
mit Entschädigungszahlungen aus dem Lastenausgleich geschaffen 
worden ist und daß dessen Verlust nach der Aussiedlung erneut aus 
dem Lastenausgleich entschädigt werden müßte. 

Hinzu kommt, daß gerade unter dem Gesichtspunkt der Fürsorge- 
und Obhutspflicht der Bundesrepublik Deutschland gegenüber den 
noch in den Aussiedlungsgebieten lebenden Deutschen darauf zu 
achten ist, daß dem Berechtigten der Entschädigungsbetrag, der allein 
von den nichtgeschädigten Bürgern und allgemein von den Steuer- 
zahlern in der Bundesrepublik Deutschland aufgebracht worden ist, 
auch uneingeschränkt zufließt; dies aber ist in den Staaten, die dem 
^ Lastenausgleich zurückhaltend gegenüberstehen, nicht immer gewähr- 
leistet. 

Darüber hinaus ist die getroffene Ruhensregelung für den Bereich des 
Lastenausgleichs auch nicht systemfremd. Schranken gegen Leistungen 
aus dem Ausgleichsfonds in Aussiedlungsgebiete gibt es auch in anderer 
Art. So wirken sich bei Vertreibungsschäden, Ostschäden und Sparer- 
schäden die Stichtagsregelungen dahin aus, daß Geschädigte, deren 
dauernder Aufenthalt in einem Aussiedlungsgebiet liegt, keine Leistun- 
gen erhalten können. 

Sofern der Berechtigte zum Kreis der Ausreisewilligen gehört und ihm 
schließlich die Ausreisegenehmigung erteilt worden ist, wird das Ver- 
fahren wieder aufgenommen und ihm der zustehende Entschädigungs- 
betrag in der Bundesrepublik Deutschland ausgezahlt. Damit dürfte 
diesen Personen in der Regel besser gedient sein als mit einer Über- 
weisung in das Aussiedlungsgebiet. 

Auf Grund der dargelegten Umstände sieht sich Uie bunuesregierung 
nicht veranlaßt, eine Änderung des Lastenausgleichsgesetzes dahin- 
gehend vorzuschlagen, daß eine Überweisung von Ausgleichsleistungen 
in Aussiedlungsgebiete ermöglicht werden würde. 


Nachdem in der Antwort der Bundesregierung 
— Drucksache 7/2887 — auf die Kleinen Anfragen 
betr. Straffung und Verbesserung der Organisations- 
struktur von Bundesregierung und Bundesverwal- 
tung die Vorteile des Gruppenmodells, das im. 
Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesund- 
heit erprobt wird, herausgestellt wurden, frage ich 
die Bundesregierung, ob sich bei der Durchführung 
dieses Modells irgendwelche Nachteile gegenüber 
der Referatsverfassung gezeigt haben und wenn ja, 
welche? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 10. Juli 1975 

Vorbehaltlich einer abschließenden Auswertung des Versuches im 
Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit haben sich 
Nachteile gegenüber der Referatsverfassung nicht gezeigt. Das ist 


16. Abgeordnete 

Frau 
Dr. Walz 
(CDU/CSU) 
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nicht zuletzt darauf zurückzu führen, daß das Gruppenmodell aus 
den bewährten Grundsätzen der Referatsorganisation abgeleitet ist 
und insoweit nur seine Weiterentwicklung darstellt. 

Gelegentlich aufgetretene Schwierigkeiten beruhen nicht auf Mängeln 
der Struktur des Modells, sondern sind auf die Umstellung zurück- 
zuführen, wie sie bei jeder größeren Organisationsänderung festzu- 
stellen sind. Die Vorteile solcher Änderungen, insbesondere wie im 
vorliegenden Fall bei Umstellungen größeren Umfanges, zeigen sich 
erst — auch im Bewußtsein der Mitarbeiter — nach Abschluß eines 
nachhaltigen Lernprozesses, in dessen Gestaltung die ßundesakademie 
für öffentliche Verwaltung eingeschaltet ist, sowie nach Durchführung 
einer Reihe von notwendigen flankierenden Maßnahmen. Dazu gehö- 
ren insbesondere 

— die Schulung in modernen Arbeits- und Kommunikationstechniken 

— eine aufeinander abgestimmte Vorhaben-, Zeit- und Personalein- 
satzplanung 

— die Bereitschaft und Fähigkeit, neue Formen des flexiblen Per- 
sonaleinsatzes (auch in Projekt- und Kleingruppen) zu handhaben. 

Die bei den Mitarbeitern gelegentlich gehegte Befürchtung, bei der 
Gruppenstruktur stellenplanmäßig schlechter als bei der Referats- 
verfassung gestellt zu werden, ist unbegründet, weil sich insoweit 
keine Veränderungen gegenüber dem früheren Stellenbestand ergeben 
haben. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


17. Abgeordneter 

Dr. Graf 

Lambsdorff 

(FDP) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Wettbewerbs- 
situatiön auf dem deutschen Kaffeemarkt, insbe- 
sondere das Verhalten einiger großer Kaffeefirmen, 
die immer weniger mit ihrem Produkt Kaffee 
werben, sondern mit sonstigen preisgünstigen Waren 
(Uhren, Küchengeräte, Transistorradios), welche 
jedoch nur in Verbindung mit dem Kauf von Kaffee 
erhältlich sind, und sieht die Bundesregierung darin 
einen Verstoß gegen das Gesetz gegen unlauteren 
Wettbewerb und/oder die Zugabeverordnung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 8. Juli 1975 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß auf dem deutschen Kaffeemarkt 
in zunehmendem Maße mit dem preisgünstigen Angebot branchen- 
fremder Waren geworben wird. Der seit etwa 1972 im wesentlichen 
stagnierende Kaffeekonsum hat offenbar einen verstärkten Kampf der 
Kaffeeröster um Marktanteile zur Folge gehabt. Verbrauchermärkte 
bieten Kaffee oft zu sehr niedrigen Preisen an, die in manchen Fällen 
wohl nur durch sogenannte Mischkalkulation mit anderen Waren- 
bereichen dieser Märkte zu halten sind. Den unmittelbar über Filial- 
geschäfte anbietenden Unternehmen ist eine solche Kalkulation nicht 
möglich. Die Werbung mit preisgünstigen branchenfremden Waren 
kann als Versuch gewertet werden, diesen Nachteil auszugleichen. 

Die Frage der rechtlichen Zulässigkeit solcher Angebote ist bereits 
wiederholt Gegenstand gerichtlicher Auseinandersetzungen gewesen. 
Die Gerichte sind dabei jedoch zu unterschiedlichen Auffassungen 
gelangt. Eine einheitliche höchstrichterliche Rechtsprechung hat sich 
bisher noch nicht herausgebildet. Zur Zeit ist diese Frage erneut Gegen- 
stand einer Reihe von Rechtsstreitigkeiten. Ein Teil dieser Verfahren 
ist beim Bundesgerichtshof anhängig, erste Entscheidungen sind schon 
in diesen Wochen zu erwarten. Die Bundesregierung möchte diesen 
Entscheidungen durch eine eigene Stellungnahme nicht vorgreifen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


18. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen mög- 
Dr. Holtz lieber zukünftiger Investitionsförderungsmaßnah- 

(SPD) men verstärkt steuerliche Vergünstigungen für 

Instandsetzung, Instanderhaltung und Erwerb von 
Baudenkmälern zu gewähren? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 7. Juli 1975 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrer Stellungnahme zu dem Gesetz- 
entwurf des Bundesrates zur Erhaltung und Modernisierung kultur- 
historisch und städtebaulich wertvoller Gebäude (Drucksache 7/2552), 
darauf hingewiesen, daß den Haushalten von Bund, Ländern und Ge- 
meinden durch staatliche Förderungsmaßnahmen keine untragbaren 
Belastungen aufgebürdet werden dürfen. Da darüber hinaus künftige 
Investitionsförderung auf einer künftigen Konjunkturanalyse beruht 
und nicht abzusehen ist, welche Schlußfolgerungen daraus gezogen 
werden müssen, hält es die Bundesregierung nicht für zweckmäßig, 
den Spielraum für später zu fällende Entscheidungen über mögliche 
Konjunkturförderungsprogramme durch eine Vorabentscheidung zu- 
gunsten eines von vielen denkbaren Förderungsbereichen bereUs jetzt 
einzuengen. 


19. Abgeordneter Trifft es zu, daß ein im Außendienst tätiger Arbeit- 
Dr. Schäuble nehmer, dem sein Arbeitgeber einen Firmenwagen 
(CDU/CSU) zur Verfügung stellt, den geldwerten Vorteil privater 

Nutzungsmöglichkeit auch dann versteuern muß, 
wenn er den Wagen privat nicht nutzt, es sei denn, 
der Wagen wird nach Dienstschluß so abgestellt, daß 
der Arbeitnehmer ohne Wissen des Arbeitgebers 
keinen Zugang zu dem Fahrzeug hat, und welche 
Möglichkeit sieht die Bundesregierung gegebenen- 
falls, daß ein Außendienstmitarbeiter, der nicht am 
Betriebssitz seines Arbeitgebers wohnt, und bei dem 
deshalb derartige Kontrollmöglichkeiten durch den 
Arbeitgeber ausscheiden, dennoch nicht Steuern 
für einen gar nicht privat genutzten Firmenwagen 
zahlen muß? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 7. Juli 1975 

Es trifft nicht zu, daß ein im Außendienst tätiger Arbeitnehmer, dem 
sein Arbeitgeber einen Firmenwagen zur Verfügung stellt, einen geld- 
werten Vorteil für private Nutzung auch dann versteuern muß, wenn er 
den Wagen privat nicht nutzt. 

Nach bundeseinheitlichen Verfügungen der Oberfinanzdirektionen 
können Arbeitnehmer und Arbeitgeber zur Ermittlung des geldwerten 
Vorteils, der in der kostenlosen Überlassung eines PKW zur privaten 
Nutzung durch den Arbeitnehmer liegt, zwischen folgenden drei Mög- 
lichkeiten wählen: 

1. Die tatsächlichen Gesamtkosten des Kraftfahrzeugs (einschließlich 
Abschreibung) sind entsprechend dem Verhältnis der privat ge- 
fahrenen Kilometer zu den übrigen Kilometern aufzuteilen. Für die 
sachgerechte Aufteilung bedarf es der Führung eines Fahrtenbuches. 

2. Können die mit dem Kraftfahrzeug gefahrenen Kilometer nicht 
nachgewiesen werden, kann im Regelfall von einem privaten Nut- 
zungsanteil an den tatsächlichen Gesamtkosten von 20 bis 25 v, H, 
ausgegangen werden. 
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3. Der private Nutzungsanteil kann mit monatlich 1 v. H. des Kauf- 
preises (Listenpreis im Zeitpunkt der Erstzulassung zuzüglich Son- 
derausstattungen und Mehrwertsteuer) angenommen werden. 

In den vorgenannten bundeseinheitlichen Verfügungen ist weiterhin 
ausgeführt, daß gegen den Ansatz eines geld werten Vorteils vom Arbeit- 
geber im Haftungsverfahren nicht geltend gemacht werden kann, er 
habe seinen Arbeitnehmern die private Nutzung des Firmenwagens 
untersagt, es sei denn, daß der Arbeitgeber ernstlich auf die Beachtung 
des Verbots gedrungen und die Einhaltung überwacht hat (Führung 
eines Fahrtenbuches, Überprüfung des Fahrtenbuches durch den 
Arbeitgeber, Abstellen des Kraftfahrzeuges bei Urlaub, Krankheit und 
gegebenenfalls nach Dienstschluß auf dem Garagenhof). 

Benutzt ein im Außendienst tätiger Arbeitnehmer den zur Verfügung 
gestellten Firmenwagen tatsächlich nicht für Privatfahrten oder hat 
ihm der Arbeitgeber die Privatnutzung sogar untersagt, so ist, wenn 
dies nachgewiesen oder glaubhaft dargelegt wird, ein geldwerter Vor- 
teil nicht anzusetzen. Der Nachweis, daß der Firmenwagen nicht 
privat genutzt wird, kann, wie sich aus den Verfügungen ergibt, also 
auch dadurch erbracht werden, daß der Arbeitnehmer ein Fahrten- 
buch führt und der Arbeitgeber dieses Fahrtenbuch genau überwacht. 


20. Abgeordnete 

Frau 

Funcke 

(FDP) 


Hat die Bundesregierung Unterlagen darüber, ob in 
größerem Umfang Steuerpflichtige länger als vier 
Wochen auf festgestellte Steuererstattungen warten 
müssen, so daß ein Ungleichgewicht in der Erfüllung 
von Zahlungsverpflichtungen zwischen Steuerpflich- 
tigen und Finanzverwaltung besteht, und ist sie be- 
reit, bei den Ländern darauf hinzuwirken, daß 
Steuererstattungen zügig erfolgen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 9. Juli 1975 

Der Bundesregierung liegen keine Unterlagen vor, aus denen ersichtlich 
ist, ob in größerem Umfange Steuerpflichtige länger als vier Wochen 
auf festgestellte Steuererstattungen durch die Landesfinanzbehörden 
warten müssen. Es ist mir jedoch bekannt, daß sich die Landesfinanz- 
behörden bemüht haben, die Steuererstattungen insbesondere beim 
Lohnsteuer-Jahresausgleich zu beschleunigen. 

Die Bundesregierung ist gern bereit, in Besprechungen mit den obersten 
Finanzbehörden der Länder darauf hinzuwirken, daß Steuererstattun- 
gen durch die Landesfinanzbehörden zügig erfolgen. Es würde diese 
Bemühungen fördern, wenn Sie mir mitteilen könnten, in welchen 
Ländern und bei welchen Steuerarten auf festgestellte Steuererstattun- 
gen länger als vier Wochen gewartet werden mußte. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


2 1 . Abgeordneter 

Wolfram 

( R ecklinghausen) 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Berichte über 
die Beschlüsse der OPEC -Länder auf ihrer Konferenz 
in Libreville, im Herbst dieses Jahres eine mehr als 
30-prozentige Erhöhung der Rohölpreise anzu- 
streben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 4. Juli 1975 

Die OPEC-Länder haben auf ihrer Konferenz in Libreville am 1 1 . Juni 
1975 eine Neufestsetzung der Rohölpreise mit Wirkung vom 1 . Oktober 
1975 angekündigt. Dabei sollen die durch inflationäre Entwicklungen in 
den Industrieländern und Wechselkursschwankungen bedingten realen 
Einnahmeverluste berücksichtigt werden. 
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Nach den Beschlüssen von Libreville muß mit einer Preiserhöhung zum 
Herbst d. J. gerechnet werden. Wie die Preiserhöhung ausfallen wird, 
ist offen geblieben. Sie wird sicher auch von der dann herrschenden 
Situation auf den internationalen Rohölmärkten beeinflußt werden. 


22. Abgeordneter 

Wolfram 

(Recklinghausen) 

(SPD) 


Welche Auswirkungen auf die Weltwirtschaft, ins- 
besondere aber auch auf die deutsche Volkswirt- 
schaft, würden sich ergeben, und welche Konse- 
quenzen sind daraus für die deutsche Wirtschafts- 
und Energiepolitik zu ziehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 4. Juli 1975 

Die Auswirkungen auf die Weltwirtschaft und die deutsche Volks- 
wirtschaft im besonderen hängen von der Höhe der angekündigten 
Preisfestsetzung ab. Preiserhöhungen bei Rohöl würden den Bemü- 
hungen um eine Stabilisierung und einen Wiederaufschwung der Welt- 
wirtschaft entgegenwirken und inflationäre Tendenzen verstärken. 
Die Bundesregierung bemüht sich darum, den Erdölförderländern 
diese Zusammenhänge zu verdeutlichen. Sie strebt deshalb auch eine 
Fortsetzung des Dialogs mit den ölproduzierenden Ländern an, von 
dem sie sich eine weltweite politische und wirtschaftliche Stabili- 
sierung verspricht. 


23. Abgeordneter 
Lampersbach 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Unternehmen 
der Großindustrie — speziell im Automobilbau — 
zunehmend die Eigenfertigung von Zuliefererteilen 
aufnehmen durch den Aufbau neuer Produktions- 
stätten für Zulieferererzeugnisse durch Endabneh- 
mer, durch die Eigenfertigung von Zulieferererzeug- 
nissen, die bisher ausschließlich fremdbezogen 
wurden, durch den Ausbau der Eigenfertigung 
bisher nur teilweise fremdbezogener Zulieferer- 
erzeugnissen, und werden diese Maßnahmen durch 
die Gewährung öffentlicher Mittel aus dem Bundes- 
haushalt bezuschußt? 


24. Abgeordneter 
Lampersbach 
(CDU/CSU) 


Wenn ja, sind der Bundesregierung die negativen 
Auswirkungen dieser Öffentlichen Fördermaßnah- 
men auf den gesamten Bereich des gewerblichen 
Mittelstands — insbesondere auf den Bereich der 
Zulieferindustrie — bekannt, und was gedenkt die 
Bundesregierung zu unternehmen, um einer Markt- 
verdrängung der Zulieferindustrie und der dadurch 
bedingten Verlagerung von Arbeitsplätzen in den 
Bereich der Großindustrie entgegenzuwirken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 4. Juli 1975 

Der Bundesregierung liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, daß große 
industrielle Abnehmer ihr generelles Produktions- und Investitions- 
verhalten in der von Ihnen erwähnten Weise zuungunsten der Zulieferer 
geändert hätten. Es gibt insbesondere auch keine Anzeichen für den 
Aufbau neuer Produktionsstätten für Zuliefererteile durch die Auto- 
mobilhersteller. 
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Naturgemäß kann der verschärfte Wettbewerb in konjunkturellen 
Schwächeperioden zu einer Veränderung von Produktions- und Ver- 
triebsstrukturen führen. Solche marktbedingten Anpassungsprozesse, 
die sich im Wettbewerb vollziehen, dürfen nicht durch staatliche Ein- 
griffe in die Investitionsentscheidungen der Unternehmen verhindert 
werden. Derartige Eingriffe würden die Flexibilität und Anpassungs- 
fähigkeit der Marktwirtschaft gefährden. Auch bei der Gewährung 
öffentlicher Mittel für Investitionen muß darauf geachtet werden, 
daß markt bedingte Anpassungsprozesse nicht behindert werden. Diesem 
Grundsatz entsprechen die aus konjunktur- oder regionalpolitischen 
Gründen gewährten Investitionbeihilfen, die gerade auch kleinen und 
mittleren Unternehmen zufließen. Mittelständische Unternehmen 
werden, wie Sie wissen, darüber hinaus durch die Bundesregierung 
aus Mitteln des ERP-Programms finanziell gefördert. 

Selbstverständlich muß, soweit Unternehmen ihre Marktmacht zu 
Verdrängungsstrategien gegenüber Zulieferern mißbrauchen sollten, 
hiergegen konsequent mit den Mitteln des novellierten Kartellgesetzes 
eingeschritten werden. Für solche Praktiken liegen den Kartellbehörden 
gegenwärtig konkrete Anhaltspunkte nicht vor. 


25. Abgeordnete 

Frau Dr. Riedel- 

Martiny 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung darüber Auskunft geben, 
daß und in welchem Umfang Herstellerfirmen von 
Autos, Kühlschränken, Fernsehapparaten und ähn- 
lichen Gegenständen des gehobenen Bedarfs einer- 
seits Kurzarbeit angeordnet, andererseits aber Lie- 
ferzeiten für ihre Erzeugnisse haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 11. Juli 1975 

Nach den Informationen der Bundesregierung ist die der Anfrage 
offenbar zugrunde liegende Vermutung, daß bei den Herstellern von 
Autos, Kühlschränken und Fernsehapparaten einerseits Kurzarbeit 
angeordnet sei und andererseits zugleich Lieferfristen bestünden, nicht 
begründet. 

Bei den Automobilherstellern wird z. Z. nicht mehr kurzgearbeitet; 
es liegen auch keine Anmeldungen oder Planungen für Kurzarbeit vor. 
Lediglich bei einigen Unternehmen der Zulieferindustrie gibt es noch 
Kurzarbeit. 

Die auf dem deutschen Automarkt üblichen Lieferfristen beruhen 
in erster Linie darauf, daß Autos hier — im Unterschied zu den USA — 
im allgemeinen nicht ,,von der Stange“ gekauft werden, sondern fast 
alle Autokäufer individuelle Ausstattungs wünsche haben, wodurch die 
Auslieferung verzögert wird. Im Frühjahr dieses Jahres kam es zu- 
sätzlich zu Lieferschwierigkeiten, da die plötzliche inländische Nach- 
fragebelebung nach Autos auf reduzierte Produktionskapazitäten stieß, 
die in ihrem Umfang an den durch die Ölkrise bedingten scharfen 
Absatzrückgang angepaßt waren. 

Die Hersteller von Fernsehgeräten und Kühlschränken haben zwar 
gegenwärtig in erheblichem Umfang Kurzarbeit angeordnet oder vor- 
gesehen, es bestehen hier jedoch im allgemeinen keine Lieferschwierig- 
keiten. Lediglich bei bestimmten Sonderanfertigungen in hohen Be- 
stellquoten kann es vereinzelt zu vorübergehenden Verzögerungen in 
der Lieferung kommen. 

Die vorliegenden Angaben zur Kurzarbeit beruhen auf Auskünften 
der jeweiligen Wirtschaftsverbände bzw. der wichtigsten Hersteller- 
firmen. Eine dahin gehende Erhebung der Bundesanstalt für Arbeit 
kann nicht durchgeführt werden, da der Verwaltungsaufwand hierfür 
zu groß wäre; bei einer Beauftragung der Bundesanstalt für Arbeit mit 
der Erhebung wäre nach Mitteilung des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung damit zu rechnen, daß dementsprechend die Be- 
arbeitung von Leistungsanträgen im Bereich des Kurzarbeitergeldes, 
des Arbeitslosengeldes und der Arbeitslosenhilfe zurückgestellt wer- 
den müßte. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


26. Abgeordneter Nachdem für den Bundesgerichtshof und vor allem 
Erhard für den Bundesfinanzhof die Revisionssummen 

(Bad Schwalbach) erhöht worden sind, und zwar beim Bundesfinanz- 
(CDU/CSU) hof von 1000 DM auf 10 000 DM, frage ich die 

Bundesregierung, ob es nicht erforderlich ist, die 
Streitwertgrenze für die Revision beim Bundes- 
arbeitsgericht ebenfalls fühlbar zu erhöhen, nach- 
dem auch beim Bundesarbeitsgericht die Verfahrens- 
dauer durchschnittlich auf ein Jahr angestiegen ist, 
und das Bundesarbeitsgericht 3. Instanz, während 
der Bundesfinanzgerichtshof nur 2. Instanz ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 1. Juli 1975 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß — jedenfalls auf längere 
Sicht — eine Entlastung des Bundesarbeitsgerichts angestrebt werden 
sollte; u. a. hatte sie deshalb in dem dem Bundestag am 3. April 1973 
zugeleiteten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Rechts der 
Revision in Zivilsachen und Verfahren vor Gerichten der Verwaitungs- 
und Finanzgerichtsbarkeit auch eine Neuregelung des arbeitsgericht- 
lichen Revisionsverfahrens vorgeschlagen. In dem dort vorgesehenen 
Wegfall der Streitwertrevision und damit der Konzentration der Tätig- 
keit des Bundesarbeitsgerichts auf die Entscheidung grundsätzlicher 
Fragen sieht die Bundesregierung weiterhin den geeigneten Ansatz 
für eine dauerhafte Regelung der arbeitsgerichtlichen Revisionsver- 
fahren. 

Dagegen hat die Bundesregierung Bedenken, das Bundesarbeitsgericht 
durch eine Erhöhung der Streitwertgrenzen zu entlasten. Die Erhöhung 
müßte, um zu einer fühlbaren und nicht nur kurzfristigen Entlastung 
des Bundesarbeitsgerichts zu führen, erheblich sein. Dadurch würden 
aber die bereits gegen das derzeitige arbeitsgerichtliche Revisionsver- 
fahren bestehende Bedenken noch verstärkt werden, wie sich besonders 
am Beispiel der Kündigungsschutzprozesse zeigt. Bei einer Erhöhung 
der Streitwertgrenze würde nämlich künftig der einschränkungslose 
Zugang zum Bundesarbeitsgericht nur noch für die Kündigungsschutz- 
klagen höher verdienender Arbeitnehmer gegeben sein. Eine solche 
Differenzierung des Rechtsschutzes innerhalb der Arbeitnehmerschaft 
nach der Einkommenshöhe würde einem Grundgedanken des Arbeits- 
rechts auf gleichmäßige Behandlung aller Arbeitnehmer nicht ent- 
sprechen. 


27. Abgeordneter Treffen Informationen zu, daß von der Arbeitsver- 
Dr. Evers waltung alle geplanten allgemeinen Maßnahmen 

(CDU/CSU) zur Arbeitsbeschaffung seit Mitte Mai 1975 wegen 

- fehlender Haushaltsmittel gestoppt werden mußten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 1. Juli 1975 

Im Gegensatz zu früher sind in diesem Jahr so viele Förderungsan- 
träge vornehmlich von öffentlich-rechtlichen Trägern gestellt worden, 
daß die hierfür vorgesehenen Haushaltsmittel der Bundesanstalt für 
Arbeit bereits Mitte Mai 1975 erschöpft waren. Der Präsident der 
Bundesanstalt für Arbeit war daher gezwungen, am 12. Mai 1975 
die Landesarbeitsämter und Arbeitsämter anzuweisen, keine weiteren 
Anerkennungsbescheide und keine Zustimmungen zum Beginn von 
Arbeiten im Rahmen von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen mehr zu 
erteilen. 
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28. Abgeordneter 

Dr. Evers 

(CDU/CSU) 


Mit welcher Begründung rechtfertigt die Bundes- 
regierung diese Maßnahme in volkswirtschaftlicher, 
arbeitsmarktpolitischer und sozialpolitischer Hin- 
sicht und zu einem Zeitpunkt, zu dem die Zahl der 
Arbeitslosen und Kurzarbeiter je noch rund eine 
Million beträgt und zu dem die Konjunkturbele- 
bungsmaßnahmen durch Gewährung einer 7,5 pro- 
zentigen Investitionszulage noch anhalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 1. Juli 1975 

Da die Bundesregierung die wirtschafts- und sozialpolitische Bedeutung 
der Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung gerade bei der derzeitigen 
Arbeitsmarktlage anerkennt, hat sie Anfang Juni 1975 die restlichen 
Mittel aus dem Konjunkturprogramm vom Dezember 1974, die für 
Beschäftigungshilfen vorgesehen sind, für die Förderung von Arbeits- 
beschaffungsmaßnahmen bereitgestellt. Sie erwartet, daß damit die 
Förderung aller bereits eingeleiteten Maßnahmen, soweit sie in diesem 
Haushaltsjahr zu leisten sein wird, gesichert ist. 


29. Abgeordneter 
Dr. Götz 
(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung angesichts der hohen 
Jugendarbeitslosigkeit noch für sozialpolitisch ver- 
tretbar, daß für arbeitswillige Jugendliche, die nach 
Vollendung des 18. Lebensjahres nicht in einem 
Ausbildungsverhältnis stehen, einerseits von der 
Berechtigung auf Kindergeld oder entsprechende 
Leistungen in anderen Sozialleistungsbereichen 
auch dann ausgeschlossen sind, wenn ihnen keine 
Arbeit vermittelt werden kann, und andererseits 
auch mangels Erfüllung der Voraussetzungen des 
§ 1 34 Abs. 1 Nr. 4 b des Arbeitsförderungsgesetzes 
oder der Arbeitslosenhilfe-Verordnung keinen An- 
spruch auf Arbeitslosenhilfe haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 1. Juli 1975 

Die Arbeitslosenhilfe ist für den Personenkreis der arbeitslosen Arbeit- 
nehmer bestimmt, die ihren Anspruch auf Arbeitslosengeld erschöpft 
oder einen solchen Anspruch noch nicht erworben haben. Da jugend- 
liche Abgänger von allgemeinbildenden Schulen keine Arbeitnehmer 
sind, gehören sie nicht zu dem Personenkreis, der bei Arbeitslosigkeit 
Anspruch auf Arbeitslosenhilfe haben kann. Den sozialen Schutz 
dieser Schulabgänger übernimmt bei Bedürftigkeit die Sozialhilfe. 


Es trifft zwar zu, daß für über 18 Jahre alte Kinder kein Kindergeld 
gezahlt werden kann, wenn sie nicht in Schul- oder Berufsausbildung 
stehen. Soweit aber die Aufnahme einer Beschäftigung nicht möglich 
ist und das Kind weiterhin von den Eltern unterhalten werden muß, 
können diese zwangsläufige Aufwendungen für den Unterhalt im 
Rahmen eines Steuerfreibetrages bis zu 3000 DM jährlich geltend 
machen (§ 33 a des Einkommensteuergesetzes 1975). Durch diesen 
Steuerfreibetrag ergibt sich für die Eltern in aller Regel eine finan- 
zielle Entlastung, die der Entlastung durch das Kindergeld vergleich- 
bar ist. 


Die Arbeitslosenhilfe wurde, um die Grenzen zur Sozialhilfe nicht 
zu verwischen, auf den Personenkreis der Arbeitnehmer beschränkt. 
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30. Abgeordneter 
Dr. Götz 
(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung - auch unter Gleich- 
berechtigungsgesichtspunkten — Möglichkeiten, der- 
art betroffenen Jugendlichen einen grundsätzlichen 
Anspruch auf Arbeitslosenhilfe einzuräumen — ent- 
sprechend der Regelung bei Absolventen von Hoch- 
schulen, Fachschulen und Berufsfachschulen — , 
denen Arbeitslosenhilfe auch dann gewährt wird, 
wenn sie nicht zu einem früheren Zeitpunkt in 
entlohnter Beschäftigung gestanden haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 1. Juli 1975 

Zu Ihrer zweiten Frage ist zu bemerken, daß die Bundesregierung 
prüft, ob der von Ihnen genannte Grundsatz aufrecht zu erhalten ist. 
Bei dem Personenkreis, dem § 2 Nr. 1 und 2 der Arbeitslosenhilfe- 
Verordnung vom 7. August 1974 die Arbeitslosenhilfe eröffnet, handelt 
es sich teils um Arbeitnehmer, die bereits eine Arbeitnehmertätigkeit 
ausgeübt haben, teils um Absolventen berufsbezogener Schulen, bei 
denen eine Gleichstellung mit Arbeitnehmern noch vertretbar erschien. 


31. 


Abgeordneter 

Dr. Götz 


(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung eine Überprüfung der 
Einkommensfreigrenzen nach § 138 Abs. 1 des 
Arbeitsförderungsgesetzes für geboten, auch unter 
dem Gesichtspunkt, daß Jugendliche zur Zeit nur 
im Interesse der Realisierung eines Arbeitslosen- 
hilfeanspruchs aus dem elterlichen Haushalt aus- 
ziehen und überdies bei Gründung eines eigenen 
Haushalts vielfach noch zusätzliche Wohngeldan- 
sprüche erlangen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 1. Juli 1975 

Zu Ihrer dritten Frage möchte ich folgendes bemerken. Die Bundes- 
regierung hält eine Anhebung der Freibeträge in § 138 Abs. 1 des 
Arbeitsförderungsgesetzes zwar für wünschenswert, jedoch nicht für so 
dringlich, daß sie trotz der derzeitigen finanziellen Lage des Bundes 
bereits in der nächsten Zeit verwirklicht werden müßte. 


32. Abgeordneter Welches sind die Mängel, hinsichtlich derer die 

Ziegler Vorschriften für die Sozialversicherungswahlen 

(CDU/CSU) nach Auffassung der Bundesregierung weiter ver- 

bessert werden sollten, und in welche Richtung 
zielen die entsprechenden Überlegungen der Bun- 
desregierung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 1. Juli 1975 

Der Bundeswahlbeauftragte und die Landeswahlbeauftragten haben die 
Mängel, die eine Verbesserung der Vorschriften für die Sozialversiche- 
rungswahlen erfordern, in ihrem Schlußbericht über die allgemeinen 
Wahlen in der Sozialversicherung im Jahre 1974 eingehend dargelegt. 
Diese Mängel ergeben sich u. a. bei der Wahlausschreibung, dem Vor- 
schlagsrecht, bei der Ausgabe von Wahlunterlagen, der Information der 
Wahlberechtigten, bei der Benutzung von Wahlräumen und bei der 
Wirkung der Sperrklausel bei der Sitzverteilung. 

Die Bundesregierung teilt im wesentlichen die Auffassung der Wahl- 
beauftragten über die Mängel und über die Möglichkeiten zu ihrer 
Beseitigung. Sie wird ihre Auffassung hierzu in dem auf Wunsch des 
Deutschen Bundestages bis zum 31. Oktober 1975 zu erstellenden 
Selbstverwaltungsbericht (Berichtsauftrag Drucksache 7/644) darlegen. 
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33. Abgeordneter 
Ziegler 
(CDU/CSU) 


Welche Rechtsgutachten zur paritätischen Mit- 
bestimmung wurden von der Bundesregierung 
seit 1973 zu welchem Zeitpunkt, zu welchen 
Kosten und mit welchem Ergebnis erstellt oder 
in Auftrag gegeben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 10. Juli 1975 

Die Bundesregierung hat seit 1973 drei Gutachten zur paritätischen 
Mitbestimmung in Auftrag gegeben. Alle drei Gutachten liegen dem 
federführenden Bundestagsausschuß für Arbeit und Sozialordnung vor 
und sind auch im Druck erschienen. 

Im April 1974 wurden der Gesellschaftsrechtler Prof. Dr. Thomas 
Kaiser, Gießen, und der Staatsrechtler Prof. Dr. Rupert Scholz, Berlin, 
mit der Erstattung je eines Gutachtens zur Verfassungsmäßigkeit der 
paritätischen Mitbestimmung unter besonderer Berücksichtigung des 
Regierungsentwurfs eines Mitbestimmungsgesetzes beauftragt. Beide 
Sachverständigen kommen in ihren Gutachten, die sie Ende Mai/Anfang 
Juni 1974 vorgelegt haben, zu dem Ergebnis, daß paritätische Mitbe- 
stimmung grundsätzlich mit dem Grundgesetz vereinbar ist. Sie halten 
jedoch insbesondere mit Rücksicht auf das Zusammenspiel der im 
Regierungsentwurf eines Mitbestimmungsgesetzes vorgesehenen Unter- 
nehmensmitbestimmung mit anderen Einflußmöglichkeiten der Arbeit- 
nehmer einige Korrekturen des Regierungsentwurfs für erforderlich. 
Für diese Gutachten wurden 20 000 DM aufgewendet. 

Die weitere öffentliche Diskussion des Mitbestimmungsproblems und 
schließlich vor allem die öffentliche Anhörung, die der Bundestags- 
ausschuß für Arbeit und Sozialordnung am 19. Dezember 1974 zu 
Verfassungsfragen des Regierungsentwurfs eines Mitbestimmungs- 
gesetzes abgehalten hat, haben es sodann als angezeigt erscheinen 
lassen, speziell die Fragen der Vereinbarkeit einer paritätischen Mit- 
bestimmung mit der durch Artikel 9 Abs. 3 des Grundgesetzes garan- 
tierten Koalitionsfreiheit insbesondere in methodischer und histo- 
rischer Hinsicht vertieft untersuchen zu lassen. Deshalb wurde Ende 
vergangenen Jahres Prof. Dr, Peter Raisch, Bonn, der sich auch in der 
öffentlichen Anhörung zu dem Fragenkomplex geäußert hat, mit der 
Erstattung eines Rechtsgutachtens zu diesem Problem beauftragt. 
Prof. Raisch kommt in seinem Gutachten, das er am 23. Mai 1975 
vorgelegt hat, zu dem Ergebnis, daß paritätische Mitbestimmung mit 
Artikel 9 Abs, 3 des Grundgesetzes vereinbar ist. Für dieses Gutachten 
wurden 25 000 DM aufgewendet. 

Weitere Rechtsgutachten zur paritätischen Mitbestimmung hat die 
Bundesregierung seit 1973 nicht in Auftrag gegeben. 


34. Abgeordneter 
Dr. Franz 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung es für politisch und 
finanziell vertretbar, daß ein Arbeitnehmer einen 
Rechtsanspruch auf Förderung einer Umschulung 
von einem Beruf, in dem es offene Stellen gibt, 
in einen anderen Beruf durch die Bundesanstalt 
für Arbeit hat, und wird die Bundesregierung den 
Entwurf eines Gesetzes einbringen mit dem Ziel, 
die Arbeitsverwaltung und damit die Beitragszahler 
zur Arbeitslosenversicherung von einer derartigen 
Verpflichtung zu befreien? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 10. Juli 1975 

Eine berufliche Umschulung ist nach dem Arbeitsförderungsgesetz 
nur dann zu fördern, wenn die Förderung arbeitsmarktpolitisch zweck- 
mäßig ist, d. h., wenn der Erwerbstätige seine berufliche Beweglichkeit 
sichern oder verbessern und durch die Teilnahme an der Umschulungs- 
maßnahme arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Bedürfnissen besser 
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entsprochen werden kann, als dies ohne die Umschulung möglich 
gewesen wäre. Auf dieser Rechtsgrundlage ist die Umschulung aus 
einem Mangelberuf in einen anderen Mangelberuf grundsätzlich nicht 
zu fördern. Das Bundessozialgericht hat jedoch nunmehr in einem 
kürzlich ergangenen Urteil entschieden, daß allein der Zielberuf für 
die Frage der Zweckmäßigkeit der Förderung ausschlaggebend sei. 
Ein derart weitgehender Förderungsanspruch ist vom Gesetzgeber 
nicht gewollt. Die Bundesregierung wird daher prüfen, wie im Rahmen 
der vorgesehenen Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes der Förde- 
rungsanspruch des einzelnen vertretbar begrenzt werden kann. Dies 
liegt auch im Interesse der Beitragszahler. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


35. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, im Rahmen der 
Dr. Holtz europäischen Jugendbegegnung (z. B. deutsch- 

(SPD) französisches Jugend werk) Initiativen (z. B. Club- 

gründungen) zu unterstützen, die zum Ziel haben. 
Jugendlichen unter fachlicher Anleitung bei der 
Restaurierung denkmalwürdiger Gebäude helfen zu 
lassen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolters 
vom 7. Juli 1975 

Im Rahmen der internationalen Jugend begegnung befassen sich ver- 
schiedene Träger, so auch die internationalen Jugendgemeinschafts- 
dienste, mit der Restaurierung denkmalwürdiger Gebäude oder archäo- 
logischer Ausgrabungen unter fachlicher Anleitung. Diese Maßnahmen 
werden aus Mitteln des Bundesjugendplanes finanziell gefördert. Eine 
Ausweitung dieser Aktivitäten wird von der Bundesregierung begrüßt. 
Zur Neugründung von Trägern für diesen begrenzten Zweck internatio- 
naler Jugendarbeit sieht sie jedoch keine Notwendigkeit. 


36. Abgeordneter 
Burger 
(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung in den zur Zeit vielfach 
verwendeten Chemikal-Toiletten und den dazu 
notwendigen Desinfektionsmitteln eine Gefährdung 
für die Gesundheit der Benutzer? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolters 
vom 10. Juli 1975 

Die Bundesregierung sieht keine Gefährdung für die Gesundheit der 
Benutzer von Chemikal-Toiletten, wenn geeignete Toiletten dieser 
Art sachgerecht benutzt und ergangene gesetzliche Bestimmungen 
über die Abfallbeseitigung beachtet werden. 

Bei unsachgemäßer Handhabung birgt ein ,, Kübelsystem“ allerdings 
gegenüber ortsfesten Sanitäranlagen, die an die öffentliche Kanali- 
sation angeschlossen sind, Risiken. Insbesondere dann, wenn z. B. 
beim Betrieb von sogenannten „Umwälztoiletten“ die Abwässer nicht 
über das Kanalisationsnetz beseitigt oder Plastikbeutel, die mit Exkre- 
menten gefüllt sind, nicht Abfallbeseitigungseinrichtungen oder An- 
lagen zugeführt werden. 

Hygienisch bedenklich können derartige Chemikal-Toiletten dann sein, 
wenn sie von einer größeren Zahl unbekannter Personen benutzt 
werden, weil sich unter ihnen unerkannte Ausscheider von Krank- 
heitserregern befinden können. Aus diesem Grunde ist eine Desin- 
fektion mit Mitteln erforderlich, die vom Bundesgesundheitsamt 
geprüft und in einer Liste veröffentlicht worden sind. 
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Vergiftungserscheinungen sind bei bestimmungsgemäßem Gebrauch 
der zugesetzten Präparate nicht zu befürchten. Dem Bundesgesund- 
heitsamt sind bisher keine Vergiftungen bekannt geworden, obwohl 
derartige Mittel schon seit vielen Jahren in Flugzeugtoiletten verwen- 
det werden. 


37. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


Entspricht es heutiger und gesicherter pädagogischer 
Erkenntnis, wenn Kindern unter sechs Jahren auch 
in Begleitung ihrer Eltern der Zutritt zu Lichtspiel- 
theatern ausnahmslos untersagt wird, und wie 
nimmt die Bundesregierung zu der Auffassung 
Stellung, für Filme, die von der Selbstkontrolle als 
speziell für Kinder im Vorschulalter hergestellt 
und für diese ohne Einschränkungen als geeignet 
anerkannt werden würden, eine Ausnahme zuzu- 
lassen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolters 
vom 10. Juli 1975 

Das Gesetz zum Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit in der Fas- 
sung vom 4. Dezember 1951 enthielt keine untere Altersgrenze für 
den Besuch öffentlicher Filmveranstaltungen, verlangte aber für Kinder 
unter sechs Jahren die Begleitung durch einen Erziehungsberechtigten. 
Durch die Neufassung des Gesetzes am 27. Juli 1957 wurde für Kinder 
unter sechs Jahren ein ausnahmsloses Verbot der Anwesenheit bei 
öffentlichen Filmveranstaltungen angeordnet. Diese einstimmig von 
dem damals federführenden Bundestagsausschuß für Familienfragen 
gebilligte Regelung beruhte auf Gutachten von Experten, die sich 
speziell mit dem Problem der Filmwirkung auf Kinder und Jugend- 
liche beschäftigt hatten. Auch mehrere von dem Bundestagsausschuß 
zugezogene Wissenschaftler hatten sich für diese Altersgrenze ausge- 
sprochen. Entgegengesetzte Auffassungen vertraten im Jahre 1959 
Prof. Dr. Thomae vom Institut für Psychologie der Universität Erlangen 
und Prof. Dr. Wellck vom Psychologischen Institut der Universität 
Mainz. Neuere Gutachten liegen, soweit hier ersichtlich, nicht vor. 
Die wissenschaftliche Diskussion verlagerte sich vielmehr in den Bereich 
der Fernsehwirkungen. 

Die Gewinnung gesicherter wissenschaftlicher Erkenntnisse über die 
Wirkung von Medien auf Kinder sind schon dadurch Grenzen gesetzt, 
daß sich Experimente mit Kindern verbieten. Hinzukommt, daß Fest- 
stellungen über kurzzeitige Wirkungen keine zuverlässigen Schlüsse 
auf langfristige Medienwirkungen zulassen. Den gegenwärtig vertrete- 
nen Lehrmeinungen kann allenfalls ein mehr oder weniger hoher 
Wahrscheinlichkeitsgrad beigemessen werden. 

Die Freiwillige Selbstkontrolle der Filmwirtschaft (FSK) ist ein Organ 
der Spitzenorganisation der Filmwirtschaft (Spio). Die den obersten 
Jugendbehörden der Länder gemäß § 6 Abs. 4 des Gesetzes zum Schutze 
der Jugend in der Öffentlichkeit zustehende Befugnis der Altersfrei- 
gabe von Filmen wurde von ihnen auf die FSK übertragen. An deren 
Prüfentscheidungen sind Jugendschutz-Sachverständige der Länder 
beteiligt. 

Nach dem geltenden Recht besteht keine Möglichkeit, Ausnahme- 
genehmigungen für den Besuch öffentlicher Filmvorführungen durch 
Kinder unter sechs Jahren zu erteilen. Ob es bei der gegenwärtigen 
Regelung verbleiben oder ob Kindern unter sechs Jahren die Anwesen- 
heit bei öffentlichen Filmvorführungen wieder gestattet werden soll, 
wird bei der z. Z. vorbereiteten Neufassung des Gesetzes zum Schutze 
der Jugend in der Öffentlichkeit geprüft. Das Bundesministerium für 
Jugend, Familie und Gesundheit neigt zu einer Auflockerung des 
Verbots. Mehrere oberste Landesjugendbehörden haben sich jedoch 
für eine Beibehaltung ausgesprochen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Femmeldewesen 


38, Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, dem Deutschen 
Seibert Bundestag — neben der gemäß Kabinettsbeschluß 

(SPD) vom 28. Mai 1975 zum 1. Januar 1976 zugesagten 

Aufstellung über die Entwicklung der Folgekosten 
im öffentlichen Personennahverkehr bis zum Jahr 
1985 sowie deren räumliche Verteilung — gleicher- 
maßen und zum selben Zeitpunkt die Folgekosten 
des Individualverkehrs bü zum Jahr 1985 sowie 
deren räumliche Verteilung vorzulegen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 3. Juli 1975 

Die Bundesregierung mißt der Ermittlung von Folgekosten im Indi- 
vidualverkehr ebenso große Bedeutung zu wie denen im öffentlichen 
Personennahverkehr. 

In Zusammenarbeit mit der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften zum Problem der gesamtwirtschaftlichen Kosten des Indi- 
vidulverkehrs durchgeführte Studien haben jedoch deutlich gemacht, 
wie schwierig sich die Bewertungsprobleme einer umfassenden Folge- 
kostenrechnung gestalten. Heutiger Wissensstand und gegenwärtige 
Sachlage lassen es daher unwahrscheinlich erscheinen, daß kurzfristig 
weitere Ergebnisse aus Forschung und Verwaltung zur Verfügung 
stehen werden, die in einen Bericht über die Entwicklung der Folge- 
kosten des Individualverkehrs bis zum Jahre 1985 sowie deren räum- 
liche Verteilung einfließen könnten. 


39. Abgeordnete Trifft es zu, daß in Holzminden, einem zentralen 

Frau Ort eines niedersächsischen Förderungsgebiets, 

Dr. Neumeister eine Bundesbahnausbildungswerkstatt mit einer 

(CDU/CSU) Kapazität von ca. 50 Plätzen geschlossen werden 

soll? 


40. Abgeordnete Wenn ja, sieht die Bundesregierung darin nicht 

Frau einen Widerspruch zu ihren strukturpolitischen 

Dr, Neumeister Bemühungen, und hält sie es unter den Gesichts- 
(CDU/CSU) punkten der Raumordnung (gleichwertige Lebens- 

verhältnisse, keine passive Sanierung) für sinnvoll, 
wenn in dem ballungsfernen Raum Holzminden 
alle Bundesbahnausbildungsmöglichkeiten entfallen 
und in Ballungsräume wie Hannover oder Göttingen 
verlagert werden? 


41. Abgeordnete Sind Maßnahmen zur Schließung oder erheblichen 

Frau Reduzierung des gesamten Bahnbetriebswerks in 

Dr. Neumeister Holzminden geplant? 

(CDU/CSU) 


42. Abgeordnete Hat die Bundesregierung die Möglichkeiten einer 
Frau Kapazitätsauslastung in Holzminden durch ein 

Dr. Neumeister Zusammengehen von Bundesbahn und Bundes- 
(CDU/CSU) post geprüft, und wie sollen gegebenenfalls die 

Anlagen des Bundesbahnbetriebswerks Holzminden 
künftig genutzt werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 3. Juli 1975 

Die Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn (DB) hat mir mitge- 
teilt, daß die noch in Holzminden beheimateten überalterten Diesel- 
triebzüge der Baureihe 795 durch Akkumulatortriebwagen ersetzt wer- 
den sollen. Dabei handelt es sich nur um wenige Fahrzeuge, die im 
Interesse einer wirtschaftlichen Betriebsführung dem Bundesbahn- 
betriebswerk Hildesheim zugeteilt werden, wo bereits Triebwagen 
dieser Gattung unterhalten werden. 

Durch die Auflassung der Lokwerkstätte in Holzminden entfällt gleich- 
zeitig eine wesentliche Voraussetzung für die Ausbildung von Maschi- 
nenschlosserlehrlingen, die nach dem Ausbildnngsplan mehrere Monate 
in der Unterhaltung von Fahrzeugen zu unterweisen sind. Da sich der 
Bedarf an Nachwuchskräften infolge der anstehenden Rationalisierungs- 
maßnahmen verringern wird, beabsichtigt die DB nicht, weitere Lehr- 
linge in Holzminden einzustellen. 

Die heutige Lehrwerkstätte soll voraussichtlich am 1. September 1976 
geschlossen werden, wenn die dort noch beschäftigten 13 Auszubilden- 
den ihre Prüfungen abgelegt haben. Angesichts ihrer gesetzlichen Ver- 
pflichtung zu einer sparsamen Wirtschaftsführung und des fehlenden 
Eigenbedarfs kann der DB die Weiterführung der Lehrwerkstatt in 
Holzminden nicht auferlegt werden. Der Vorstand der DB ist jedoch 
grundsätzlich bereit, freie Ausbildungsplätze anderen Interessenten 
außerhalb der DB zur Verfügung zu stellen, sofern die entstehenden 
Mehrkosten von dritter Seite übernommen werden. Die DB, die für 
die Nachwuchsplanung und Ausbildung der Mitarbeiter in ihrem Be- 
reich selbst verantwortlich zeichnet, unterstützt damit die Bemühun- 
gen der Bundesregierung zur Förderung strukturschwacher Gebiete 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten. Z. Z, untersucht die DB, welche 
Aufgaben die Bahnbetriebswerke Altenbeken, Ottbergen und Holzmin- 
den auf dem Gebiet der Zugförderung künftig übernehmen sollen. Zu- 
nächst ist mit weiteren einschneidenden Organisationsänderungen 
nicht zu rechnen. 

Es trifft zu, daß die. Busdienste von Bundesbahn und Bundespost neu 
geordnet werden sollen. Diese Neuordnung wird zunächst in einigen 
Testgebieten stattfinden. Da Holzminden nicht zu einem solchen 
Erprobungsbereich gehört, können derzeit noch keine Angaben ge- 
macht werden, ob das Bahnbetriebswerk Holzminden in diesem Zu- 
sammenhang einen weiteren Rückgang seiner Aufgaben erfahren wird. 


43, Abgeordneter 
Sauter 
(Epfendorf) 
(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung Unglücksfälle bei der 
Deutschen Bundesbahn bekannt, die während der 
Sommermonate durch Ausdehnung der Gleise 
infolge Erhitzung entstanden sind? 


44. Abgeordneter 
Sauter 
(Epfendorf) 
(CDU/CSU) 


Ist beabsichtigt, falls eine solche Gefahr besteht, 
während der heißen Jahreszeit durch vermehrte 
Kontrollgänge oder durch sontige technische Über- 
wachung solchen Gefahren zu begegnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 3. Juli 1975 

Der Bundesregierung sind Unfälle dieser Art bei der Deutschen Bundes- 
bahn bekannt. Diese Unfälle sind jedoch ausnahmslos auf Eingriffe am 
Gleis im Rahmen von Bau- oder Gleisunterhaltungsmaßnahmen zurück- 
zuführen, z. B. mangelhafte Einschotterung nach Gleisregulierung. 
Verwerfungen des ungestörten und vorschriftsmäßig hergestellten 
Gleises durch Hitze — also außerhalb der oben genannten Arbeiten — 
sind bisher nicht vorgekommen. Aus diesem Grunde sind vermehrte 
Kontrollgänge oder sonstige technische Überwachungen nicht erfor- 
derlich. 
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45. Abgeordneter 
Dr. Mende 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung der Täterkreis bekannt, der 
Mitte Juni 1975 von den 26 Fernsprechzellen am 
Hauptbahnhof in Frankfurt 22 mutwillig zerstört 
und unbrauchbar gemacht hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 8. Juli 1975 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß nicht nur am Hauptbahnhof, 
sondern im ganzen Stadtgebiet von Frankfurt seit Anfang des Monats 
Juni in zunehmender Zahl öffentliche Fernsprechzellen mutwillig 
zerstört werden. Es ist bisher trotz verstärkter Unterstützung durch 
örtliche Polizei, Zivilstreifen und Bahnpolizei nicht gelungen, den oder 
die Täter zu ermitteln. 

Auch Veröffentlichungen in der örtlichen Presse und Aufrufe an die 
Bevölkerung, die Polizei durch Wachsamkeit bei den Ermittlungen zu 
unterstützen, sind bisher erfolglos geblieben. 


46. 


Abgeordneter 

Dr. Mende 


(CDU/CSU) 


Ist die bahnpolizeiliche Überwachung am Frank- 
furter Hauptbahnhof ausreichend gewesen, um 
eine solche Zerstörung von Fernsprechzellen zu 
verhindern, und wie kann in Zukunft sicherge- 
stellt werden, daß die Reisenden nicht — wie am 
16. und 17. Juni 1975 — vermutlich noch an weite- 
ren Tagen während der Hauptreisezeit vor ge- 
schlossenen und zerstörten Fernsprechzellen stehen 
müssen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 8. Juli 1975 

Die Bahnpolizeiwache im Frankfurter Hauptbahnhof ist für ihre Auf- 
gabenstellung ausreichend besetzt. Die Bahnpolizeibeamten beobachten 
auch in unregelmäßigen Abständen die aufgestellten Fernsprechzellen 
in diesem Bereich. Eine Beschädigung von Fernsprechzellen wäre nur 
mit einer durchgehenden Bewachung der Anlagen selbst zu verhindern. 

Ein absoluter Schutz der Fernsprechzellen kann auch durch die örtliche 
Polizei nicht sichergestellt werden. 

Die Dienststellen der Fernmeldeämter bemühen sich durch den Einsatz 
zusätzlicher Kräfte, zerstörte Fernsprechzellen im Rahmen ihrer Mög- 
lichkeiten möglichst umgehend instandzusetzen. 


47. Abgeordneter 
Baack 
(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um Ab- 
hilfe zu schaffen, wenn durch kommunale Neu- 
ordnungsmaßnahmen in den einzelnen Ländern 
der Bundesrepublik Deutschland innerhalb eines 
neuen Stadtgebiets im Telefonbereich Fernge- 
spräche geführt werden müssen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 11. Juli 1975 

Eine Anpassung der bestehenden Fernsprechortsnetze an die durch 
kommunale Neuordnungsmaßnahmen geänderten politischen Gebiets- 
einheiten läßt sich nicht realisieren, weil die Leitungen des Fernsprech- 
netzes in der Erde fest verlegt und auf bestimmte Zentralpunkte — die 
Vermittlungsstellen — ausgerichtet sind. Deshalb ist die Einführung 
eines großraumorientierten Nahverkehrstarifs beschlossen worden, 
durch den die Tarifgrenzen von den Ortsnetzgrenzen gelöst und meh- 
rere Ortsnetze zu einem einheitlichen Gebührenbereich zusammenge- 
faßt werden. 


26 



Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3860 


Die Deutsche Bundespost ist dabei, die technischen Voraussetzungen 
für die Einführung des Nahverkehrstarifs zu schaffen. Die erforderlichen 
technischen Entwicklungsarbeiten sind weitgehend abgeschlossen. 
Wegen der umfangreichen technischen Arbeiten und der erheblichen 
Investitionen, die geleistet werden müssen, kann die Umstellung nicht 
kurzfristig vorgenommen werden. Die Deutsche Bundespost wird 
jedoch alles tun, um die Voraussetzungen für die Einführung des Nah- 
verkehrstarifs sobald wie möglich zu schaffen. 


Ist die Bundesregierung nicht auch der Meinung, 
daß Notrufe (Feuerwehr, Polizei, Krankenwagen) 
innerhalb eines Stadtgebiets, das mehrere Orts- 
netze hat, nur zeitverzögernd an die aufgeführten 
Organe weitergegeben werden können? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 11. Juli 1975 

Für den Notrufdienst werden in den Vermittlungsstellen besondere 
fernmeldetechnische Einrichtungen eingesetzt. Sie gewährleisten 
die störungs- und verzögerungsfreie Übermittlung des Notrufs auch 
dann, wenn der Notrufträger (Polizei, Feuerwehr) nicht demselben 
Ortsnetz angehört wie der Notrufanschluß. 


48. Abgeordneter 
Baack 
(SPD) 


49. Abgeordneter 

Dr. Jens 
(SPD) 


Wird die Bundesregierung dafür sorgen, daß die 
sogenannte ,, Sozialverordnung der EG-Kommission 
für den Güterfernverkehr“ sofort in allen Ländern 
genau eingehalten wird, oder däß diese Verordnung 
auch in der Bundesrepublik Deutschland genauso 
lasch gehandhabt wird, wie in anderen Ländern 
der Gemeinschaft? 


Antwort des Parlamentarischen Staassekretärs Jung 
vom 10. Juli 1975 


Die mit den EWG-Sozialvorschriften angestrebten Ziele, den sozialen 
Arbeitsschutz zu verbessern, die Verkehrssicherheit zu steigern und 
die Wettbewerbsbedingungen anzugleichen, lassen sich nur dann er- 
reichen, wenn die Durchführung dieser Regelungen überwacht wird. Die 
Vertreter der Bundesregierung werden - wie dies bereits in der Ver- 
gangenheit geschehen ist — jede Gelegenheit wahrnehmen, um bei 
Sitzungen des Rats und der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften sowie in Verhandlungen mit den Regierungen anderer Staaten 
nachdrücklich darauf hinzuwirken, daß im gesamten Bereich der Euro- 
päischen Gemeinschaften einheitliche und strenge Überwachungs- und 
Ahndungsmaßnahmen erfolgen. Fortschritte sind inzwischen festzu- 
stellen. Die Kontrollen und Ahndungsmaßnahmen in den anderen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften haben zugenommen. 


50. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, dafür zu sorgen, daß 
das Linienfestsetzungsverfahren für die neue B 40 
im Raum der Stadt Hochheim alsbald abgeschlossen 
wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 10. Juli 1975 

In dem seit 1970 auf Landesebene laufenden Verfahren zur Bestim- 
mung der Linienführung der neuen B 40 zwischen Mainz-Kastel und 
Frankfurt a. M.-Sindlingen gemäß § 16 Abs. 1 des Bundesfernstraßen- 
gesetzes (FStrG) hat der Regierungspräsident in Darmstadt nunmehr 
der von der hessischen Straßenbauverwaltung geplanten Trasse zuge- 
stimmt. 
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Der Bundesminister für Verkehr wird das Verfahren nach § 16 FStrG 
auf Bundesebene im Einvernehmen mit den an der Raumordnung 
beteiligten Bundesministern fortsetzen, wenn er einem entsprechenden 
Antrag des zuständigen Hessischen Ministers für Wirtschaft und Tech- 
nik, der nach Auskunft des Landes in Kürze vorgelegt werden wird, 
zugestimmt hat. 


51. Abgeordneter Nach Meldungen aus der Presse soll der Ausbau 

Zink der B 519 zwischen Rüsselsheim und Königstein 

(CDU/CSU) entgegen früheren Meldungen forciert werden; 

ich frage deshalb die Bundesregierung, ob dies 
zutrifft, und wie der vorgesehene Zeitplan des 
Ausbaues aussieht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 10. Juli 1975 

Der Ausbau der B 519 Rüsselsheim— Königstein ist bereits insofern 
forciert worden, als die Umgehung Kelkheim fertiggestellt und der 
Abschnitt zwischen der L 3014 und der B 8 (neu) im Bau ist. Als 
weitere vordringliche Maßnahme ist der Bau einer neuen Mainbrücke 
im Zuge der B 519 zwischen Rüsselsheim und Flörsheim vorgesehen. 
Es ist beabsichtigt, mit den Bauarbeiten 1976 zu beginnen. 


52. Abgeordneter 

Zink 

(CDU/CSU) 


Wann ist mit dem Bau des ersten Teiles der Um- 
gehungsstraße (B 519) in Hofheim aus Richtung 
Kelkheim zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 10. Juli 1975 

Der Entwurf für die gesamte Umgehung Hofheim ist bei der hessischen 
Straßenbauverwaltung in Arbeit, da als Voraussetzung für den Bau des 
ersten Teilabschnittes der Umgehung Hofheim auch die Linienführung 
in ihrer südlichen Fortsetzung geklärt sein muß. Deshalb können über 
den Baubeginn auch des ersten Teilabschnittes der Umgehungsstraße 
Hofheim im Zuge der B 519 in Richtung Kelkheim z. Z. keine An- 
gaben gemacht werden. 


53. Abgeordneter 

Zink 

(CDU/CSU) 


Ist das Verfahren nach § 16 des Bundesfernstraßen- 
gesetzes für den Neubau der B 40 zwischen Mainz- 
Kostheim und Frankfurt-Sindlingen zur Umgehung 
von Hochheim am Main abgeschlossen, falls nicht, 
worin liegt dies begründet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 10. Juli 1975 

Das Verfahren zur Bestimmung der Linienführung der neuen B 40 
zwischen Mainz-Kastel und Frankfurt a. M. -Sindlingen nach § 16 
des Bundesfernstraßengesetzes kann auf Bundesebene erst dann ein- 
geleitet werden, wenn der Bundesminister für Verkehr einem ent- 
sprechenden Antrag des zuständigen Hessischen Ministers für Wirt- 
schaft und Technik zugestimmt hat. Ein solcher Antrag liegt dem 
Bundesverkehrsministerium noch nicht vor. Nach Auskunft des Landes 
ist aber in Kürze hiermit zu rechnen. 
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54. Abgeordneter 
Zink 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der gesetzlich vorgesehene Sonder- 
urlaub für Beamte der Deutschen Bundespost und 
der Deutschen Bundesbahn sowie für Angehörige 
der Bundeswehr nach der Verordnung über Sonder- 
urlaub für Bundesbeamte und Richter im Bundes- 
dienst vom 18. August 1965, § 7 bzw. gemäß einem 
Fernschreiben des Bundesministers der Verteidigung 
- VR IV 1 ~ ATG 3315 vom 3. Juli 1969 deshalb 
von den Gruppenleitern in Hessen nicht in Anspruch 
genommen werden kann, weil eine Förderungs Wür- 
digkeitsbescheinigung nicht mit dem Zusatz „geför- 
dert aus Landesmitteln“ ausgestattet werden kann, 
da diese Landesmittel aus dem Landeshaushalt ge- 
strichen wurden, und gibt es ähnliche Fälle in 
anderen Bundesländern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 10. Juli 1975 

Wenn dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, kann nach § 7 Satz 1 
Nr. 4 (zweite Alternative) der Verordnung über Sonderurlaub für 
Bundesbeamte und Richter im Bundesdienst vom 18. August 1965 
Urlaub unter Fortzahlung der Dienstbezüge gewährt werden für die 
Tätigkeit als ehrenamtlicher Jugendgruppenleiter bei Veranstaltungen, 
die im Rahmen des Bundesjugendplanes oder eines Landesjugend- 
planes gefördert werden. Es muß also für die Bewilligung von Sonder- 
urlaub nach dieser Bestimmung verlangt werden, daß eine Bescheini- 
gung der zuständigen Behörde über das Vorliegen der Förderung im 
Rahmen des Bundesjugendplanes oder eines Landesjugendplanes bei- 
gebracht wird. Kann diese Förderung nicht bescheinigt werden — aus 
welchen Gründen auch immer — , bleibt kein Raum für eine positive 
Urlaubsentscheidung. 

Es ist nicht auszuschließen, daß sowohl im Bereich der Deutschen 
Bundesbahn als auch in dem der Deutschen Bundespost Anträge auf 
Gewährung von Urlaub für die Tätigkeit als ehrenamtlicher Jugend- 
gruppenleiter abgelehnt werden mußten, weil die Förderung der be- 
treffenden Veranstaltungen — eventuell auch wegen fehlender Haus- 
haltsmittel — nicht bescheinigt werden konnte. Da diese Urlaubsan- 
träge von den nachgeordneten Behörden bearbeitet und entschieden 
werden, sind weder im Bundespostministerium noch bei der Haupt- 
verwaltung der Deutschen Bundesbahn konkrete Einzelfälle der in 
Ihrer Frage angesprochenen Art bekannt geworden. 

Im Bereich des Bundespostministeriums hat es in der Vergangenheit 
einige Male Schriftwechsel mit Landesbehörden gegeben, die bei der 
Gewährung von Urlaub für die Tätigkeit als ehrenamtlicher Jugend- 
gruppenleiter auf — weitergehende — Landesvorschriften hingewiesen 
hatten. 


55. Abgeordneter 

Engelhard 

(FDP) 


56. Abgeordneter 

Engelhard 

(FDP) 


Worauf ist es nach Ansicht der Deutschen Bundes- 
bahn zurückzuführen, daß dem S-Bahnzug 7224, 
der den Bahnhof Deisenhofen am 24. Juni 1975 
erst mit achtzehn Minuten Verspätung verließ, 
„freie Fahrt“ gegeben wurde, obwohl bekannt war, 
daß fahrplanmäßig auf der eingleisigen Strecke in 
Gegenrichtung ein anderer S-Bahnzug fuhr? 


Welche Maßnahmen sind seitens der Deutschen 
Bundesbahn kurzfristig vorgesehen, um ab sofort 
auf eingleisigen Streckenabschnitten nach dem 
Unglück bei Warngau und den Vorfällen bei Bruck- 
mühl und Deisenhofen die Sicherheit der Fahr- 
gäste gewährleisten zu können? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 10. Juü 1975 

Die signaltechnischen Anlagen zwischen München Ost und Deisenhofen 
waren am 23. /24. Juni 1975 durch Unwetter und Blitzschläge gestört. 
Die Betriebsabwicklung war hierdurch erheblich beeinträchtigt, weil die 
für den Regelbetrieb vorhandenen Hauptsignale z. T. ausgefallen waren. 
Der Eisenbahnbetrieb mußte für die Zeit der technischen Störung daher 
vorübergehend mit Hilfssicherungen, u. a. mit Ersatzsignalen, aufrecht- 
erhalten werden. Da hierbei die beim Regelbetrieb gegebenen siche- 
rungstechnischen Abhängigkeiten nicht in vollem Umfang arbeiten, 
müssen im. Störungsfall gewisse zusätzliche Sicherheitsbestimmungen 
beachtet werden (z. B. Geschwindigkeitsbei^renzung auf 40 km/h). 

Nach Ansicht der Deutschen Bundesbahn kam es am 24. Juni 1975 
bei Deisenhofen zu dem Ihnen bekannten Vorfall, weil der Fahrdienst- 
leiter des Bahnhofs Deisenhofen den S-Bahnzug 7224 auf Ersatzsignal 
auf die eingleisige Strecke in Richtung München Ost ausfahren ließ, 
obwohl ein anderer S-Bahnzug (S 7221) noch vor dem Halt zeigenden 
Einfahrsignal des Bahnhofs auf Einfahrt in den Bahnhof wartete. Der 
Triebfahrzeugführer des ausfahrenden S 7224 bemerkte den vor dem 
Einfahrsignal stehenden Zug S 7221 und hielt seinen Zug etwa 200 m 
vor diesem an. 

Unabhängig von dem Eisenbahnunglück bei Warngau und den Ge- 
fährdungen bei Bruckmühl und Deisenhofen werden unter voller 
Ausnutzung der vorhandenen technischen und planerischen Kapazitäten 
alle (restlichen) Hauptbahnen und alle Nebenbahnen mit bestimmter 
Verkehrsbedeutung und Verkehrsdichte mit Streckenblock ausgerüstet. 
Alle eingleisigen Hauptbahnen sollen unter Ausschöpfung aller Mög- 
lichkeiten nach derzeitigen Planungen bis Ende 1977 nachgerüstet sein. 
Darüber hinaus hat die Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn 
kürzlich eine verschärfte Überwachung des Betriebsdienstes angeordnet. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


57. Abgeordneter Gibt es seitens der Bundesregierung Pläne, Über- 
Niegel legungen oder Vorhaben, die Mieten im sozialen 

(CDU/CSU) Wohnungsbau an die Höhe des Einkommens zu 

binden nach der Art, je höher das Einkommen, 
umso höher die Miete, und wie beurteilt bzw. 
welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung 
aus der Veröffentlichung der „Welt am Sonntag“ 
vom 15. Juni 1975? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Abreß 
vom 7. Juli 1975 

Die Prinzipien einer einkommensabhängigen Wohnwertmiete, wie sie 
gegenwärtig auf verschiedenen Ebenen diskutiert werden, sind im 
Grundsatz mit den Prinzipien identisch, die dem Wohngeldsystem seit 
Jahren zugrunde liegen. Dort wird der sozialpolitische Gedanke der 
Tragbarkeit ergänzt durch den marktwirtschaftlichen Gedanken der 
Selbstbeteiligung entsprechend der Miethöhe. Sie widersprechen damit 
nicht den wohnungspolitischen Grundsätzen der Bundesregierung. 

Neben der Diskussion über die Einführung einer einkommensabhängigen 
Wohnwertmiete für den sozialen Wohnungsbestand und die Neubau- 
förderung hat der Arbeitskreis ,, Sozialer Wohnungsbau“ dem BMBau 
Eckwerte zur Einführung eines einkommensabhängigen Wohnungsbau- 
zuschusses für die künftigen Förderungsprogramme vorgelegt. Sie 
werden in den kommenden Monaten zusammen mit den Ländern auf 
ihre Zweckmäßigkeit und Realisierbarkeit zu prüfen sein. 
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58. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Münster) 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die Einführung einer 
„einkommensabhängigen Wohnwertmiete“ mit der 
Wohnungsbaupolitik der Bundesregierung für ver- 
einbar, wie dies laut ,,Welt am Sonntag“ vom 
15. Juni 1975 im wohnungspolitischen Programm 
der SPD gefordert wird? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Abreß 
vom 7. Juli 1975 

Die Prinzipien einer einkommensabhängigen Wohnwertmiete, wie sie 
gegenwärtig auf verschiedenen Ebenen diskutiert werden, sind im 
Grundsatz mit den Prinzipien identisch, die dem Wohngeldsystem seit 
Jahren zugrunde liegen. Dort wird der sozialpolitische Gedanke der 
Tragbarkeit ergänzt durch den marktwirtschaftlichen Gedanken der 
Selbstbeteiligung entsprechend der Miethöhe. Sie widersprechen damit 
nicht den wohnungspolitischen Grundsätzen der Bundesregierung. 

Neben der Diskussion über die Einführung einer einkommensabhängigen 
Wohnwertmiete für den sozialen Wohnungsbestand und die Neubau- 
förderung hat der Arbeitskreis „Sozialer Wohnungsbau“ dem BMBau 
Eckwerte zur Einführung eines einkommensabhängigen Wohnungsbau- 
zuschusses für die künftigen Förderungsprogramme vorgelegt. Sie 
werden in den kommenden Monaten zusammen mit den Ländern auf 
ihre Zweckmäßigkeit und Realisierbarkeit zu prüfen sein. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


59. Abgeordneter 
Gierenstein 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß nach 
der Übergabe der beschlagnahmten portugiesischen 
Zeitung durch die herrschenden Militärdiktatoren an 
die kommunistische Moskauer Observanz und nach 
den jüngsten Anschlägen auf die Religionsfreiheit 
noch die Geschäftsgrundlage für die Kreditzusage an 
Portugal gegeben ist, und welchen Grad müssen 
— bejahendenfalls — Diktatur, kommunistischer 
Einfluß und sozialistische Mißwirtschaft noch 
erreichen, ehe die Bundesregierung eine Kreditver- 
gabe als unverantwortliche Vergeudung von Steuer- 
geldern betrachtet und infolgedessen unterläßt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Dr. Kollatz 
vom 7. Juli 1975 

Die in Ihrer Frage enthaltenen extremen Wertungen möchte ich nicht 
kommentieren. 

Die Bundesregierung ist bereit, mit Portugal bei seinem wirtschaft- 
lichen und sozialen Aufbau im bilateralen wie im multilateralen Bereich 
zusammenzuarbeiten. 

Sie verfolgt damit die Absicht, Portugal bei seinen Bemühungen um die 
Schaffung einer pluralistischen Demokratie zu unterstützen. 


60. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung vom 11. Juni 1975 zu, die Elefanten in 
Kenia würden in zehn Jahren dort ausgerottet sein, 
falls es bei der derzeitigen Abschußziffer bleibt, 
und wird die Bundesregierung notfalls die Ent- 
wicklungshilfe für Kenia streichen, um das Land 
zu einem wirksamen Schutz der Elefanten zu 
bewegen? 


31 



Drucksache 7/3860 


Deutsdxer Bundestag — 7. Wahlperiode 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Dr. Kollatz 
vom 8. Juli 1975 

Gesicherte Informationen darüber, ob die Elefanten in Kenia bei der 
derzeitigen Abschußziffer in zehn Jahren ausgerottet würden, liegen 
der Bundesregierung nicht vor. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß bis vor wenigen Jahren Presse- 
meldungen eher das Problem einer Umweltzerstörung durch zu große 
Elefantenbestände in Kenia darstellten. 

Unbeschadet dessen prüft die Bundesregierung alle Entwicklungs- 
projekte auch auf ihre Umweltauswirkungen; dabei ist der Schutz 
von Flora und Fauna eingeschlossen. 

In welchen Ländern sieht die Bundesregierung die 
notwendige ,, Rechtssicherheit“ (These 19 der 
25 Thesen zur Entwicklungspolitik vom 9. Juni 
1975) für die bedeutungsvolle „privat wirtschaftliche 
Zusammenarbeit“ auf internationaler Ebene in Ver- 
bindung mit dem wirtschaftlichen und sozialen 
Fortschritt dieser Länder gefährdet und aus welchen 
Gründen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Dr. Kollatz 
vom 14. Juli 1975 

Über das Engagement deutscher Unternehmen in Entwicklungsländern 
entscheidet die private Wirtschaft. Gemäß These 19 der ,,25 Thesen 
zur Entwicklungspolitik“ vom 9. Juni 1975 macht die Bundesregierung 
in internationalen Organisationen und in bilateralen Gesprächen ihren 
Einfluß dahin geltend, daß die Voraussetzungen für diese Zusammen- 
arbeit erhalten bleiben bzw. geschaffen und ausgebaut werden. 

Die gesetzlichen Bestimmungen, die Verwaltungsvorschriften und die 
Investitionspraxis der Entwicklungsländer unterliegen einem ständigen 
Wandel. Es ist deshalb nicht möglich, einen verbindlichen Katalog 
bestimmter Länder aufzustellen. Dabei ist auch zu berücksichtigen, 
daß die Entwicklungsländer in ihrer Investitionspolitik temporär nach 
unterschiedlichen Kriterien und Prioritäten differenzieren. Die Bundes- 
regierung hat mit einer Reihe von Ländern Investitionsförderungs- 
verträge abgeschlossen, um deutsche Investitionen völkerrechtlich 
abzusichern. 33 Investitionsförderungsverträge sind beiderseits rati- 
fiziert. 

62. Abgeordneter Bei welchen Entwicklungsländern trifft nach Mei- 

Schreiber nung der Bundesregierung der Zustand eines ,,ge- 

(SPD) Sunden Investitionsklimas“ zu, und worauf gründet 

die Bundesregierung diese Beurteilung? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Dr. Kollatz 
vom 14. Juli 1975 

Das Investitionsklima wird durch eine Vielzahl von Faktoren beein- 
flußt, zum Beispiel durch Transferbestimmungen für den Devisen- und 
Warenverkehr, Risiken der Enteignung, gegebenenfalls differenziert 
' nach einzelnen Sektoren, Umfang der ausländischen Beteiligung, Ein- 
flußnahme auf das Management und Personalsauswahl, Preisfestsetzun- 
gen und Marktregelungen sowie Niederlassungsbeschränkungen. Es 
muß daher in jedem Einzelfall unter Berücksichtigung der besonderen 
Verhältnisse einer bestimmten Investition festgestellt werden, wie das 
Investitionsklima für die jeweilige Investition zu beurteilen ist. Eine 
Auflistung der Länder, in denen — generell — ein ,, gesundes Investi- 
tionsklima“ besteht, ist nicht möglich. 

Über die Entwicklung und über Änderungen des Investitionsklimas 
wird die deutsche Wirtschaft laufend durch die Bundesstelle für Außen- 
handelsinformation (BfA) und durch deren Informationsdienste unter- 
richtet. 


6 1 . Abgeordneter 

Schreiber 

(SPD) 


Bonn, den 16. Juli 1975 
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